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S t a d t K i e 1 
.. Hauptamt - Kiel, den 15. september 1949 

A 2 K/Schm. 

E in 1 a dung 
-----~-------------

zu einer Sitzung der Stadtvertretung, Donnerstag, d.22.9.49, 
15.00 Uhr, Rathaus,Ratssaal. 

Tage sO rdnung 

1. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der Stadtvertretung 
vom 18.8.1949. 

2. Verwaltungegebührenordnung. ~ Drs. 539 
Stadtrat Schat z. 

3. Wahl von Vertretern der Stadt Kiel für den Schleswig~Holstein1schen 
Städtetag 1949. - Drs. 515 -
Oberbürgermeister. 

4. Verlegung eines Teiles der Haßstr. und Änder~ der Fluchtlinie. 
- Drs. 499 -
Stadtrat Wüst~nberg. 

5. Einziehung eines Teiles des MUhlenbaches und der Hohen straße. 
- Drs. 483 -
Stadtrat wüstenberg. 

6. Fluchtlinienänderung der Werftstraße und schönberger straße. 
- Drs. 518 -
Stadtrat Wüstenberg, 

7. Wertsohaffende AXbeits1osenfUraorge - Maßnahme Regen- und Schmutz­
Wasserkanalisation Krummbogen!Hollunderbusch. - Drs. 489 -
Stadtrat Schatz. 

8. - 2 -
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8. Grundförderung und verstärkte Förderung für Bauvorhaben der wert­
schaffenden Arbeitslosenfürsorge. - Drs. 490 -
Stadtrat Schatz. 

9. Bürgschaftsübernarune für die Vere+.nigte Großkraftwerke schles'idg­
Holstein GmbH. Rendsburg. - Drs. 491 -
St~dt~at Schatz. 

10. trbernahme der Bürgschaft für ein Darlehen der Landesbank in Höhe 
von 120.000,- DM an die Trümmcrverwertungsgese11schaft mbH. Kiel. 
-oDrs. 494 -
Stadtrat sahatz. 

. " . , ' .. 

11. Erhöhung des St'ammkapitals der Kiel cr Wohnungsbaugesel1scn.aft 
mbH. - Drs. 552 -
Ratsherr wegener. 

.. . ' . '... ' ,' ~ 

12. Aufräumungsarbeiten als Demontagef'olgen zur Gewinnung ~on Industri,: ' . 
gelände auf den Werftgebieten des Ostufers im Rahmen der wertscbaf'" I 
f enden AXbeitslosenf4rsorge. - Drs. 540 -
stadtrat Schatz. . . 

. ,' . 

13. Wiederholungswahl im Wahlb~z1rk 22 - Holtenau. - Drs. 541 
Bürgermeister. 

14. Ersatz eines ausscheidenden Ratsherren. - Drs. 542 -
Bürgermoister. 

15. Umbesetzung von Ausschüssen. 
- Drs. 543 -
Bürgermeister. . . , 

t ' ' " 

'. . 
16. übernahme der technischen Durohftihrung des Lohnabzuges für eine 

Erwerbs10senbespeisung durch den Deutsohen Gewerkschaftsbund. 
- Drs. 502 -
stadtrat Hartmann. 

Verschiedenes. 

N1ch!~ffent11(the Sitz~ 
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1. Kommunalk~edit der Landesbank und Girozentrale sohleswig-Holstein 
in Höhe von 250.000 DM für den Bedarf der stadtwerke. - Drs. '547 -
stadtrat Schatz. 

2. Rückgabe ,des Eichhofs an den Oberfinanzpräs1denten. ~ Drs. ,482 -
Stadtrat Schatz. ,- , 

3. V~rgabe der Maurer- und Zimmererarbeiten zur Instandsetzung der 
Madchen-Volksschule Boksberg 26. - DrS. 484 - ,: ' 
Stadtrat Wüstenbe~g. , 

4. Vergebung der Ab8ruch- und Maurerarpeiten fUr den Wiederaufbau dee 
Hauses I, östlicher Flüge~ der Städte Krankenanstalt. - Drs. 470 -
Stadtrat Wüstenberg. 

5. Vber~abe der Maurerarbeiten für den Wiederaufbau' Rathaue (Mitt~l­
~U). - Drs. 471 -
stadt~~t wuetenberg. ' 

6. Vergabe der Eisenbetonarbeiten für den Wiederaufbau Rathaus: 
- Drs. 472 -
Stadtr~t Wüstenberg. 

7. Vergebung der Eisenbetonarbeiten für den Wiede'raufbau des pavillons 
Dl der St'ädt. 'Krankenanstalt. - Drs. 473 - ' 
Stadtrat wüstenberg • ' 

8. Vergebung der Erd-, Maurer-, putz -, Beton- und Eisenbetonar.beit an 
fUr den Bau eines 'Abortgebäudes für ,die ~boldtschule , Knoeper 
Weg 63/71. - Drs. 474 - ' 
stadtrat vvüstenberg. 

9. Vergebung der Stahlb,eton- und Maurerarbei ten zur Instandsetzung ' de.!' 
Sohule Wiener Allee in Elmschenhagen. - Drs. 485 -
Stadtrat WUstenberg. 

10. Vergebung der Bauarbeiten zur Instandsetzung de,s Querkaie. - Drs.,ü3 
Stadtrat WUstenberg. 

1. Beschaffung von 2 K~eiselp.~paggregaten für die pumpstation Wi k 
und Haßstraße • - Drs. 514 -

' Stadtrat WÜstenberg. 
12 ' , 

• Ankauf Kleiner Kuhberg 28 von Frau schwan. - Drs. 522 -
Stadtrat schatz. 

13. Austausch des stadteigenen Grundstücks Lorentzendamm 21 gegen 
Lorentzendamm 25 ' (Dr. Kaerger). - Drs. 52} -
Stadtrat Schatz. 

14. Austausch eines stadteigenen Bauplatzes an der F1Uggendorfer St r. 
gegen das RuinengrundstUck schönberger str.75 - Eigentümer Bauur -
Stadtrat Schatz. - Drs. 524 • 

l5. Verkauf von 123,2 qm der ehemaligen Hafengasse an die provinzial 18-
bens-, Unfa11- und Haftpflicht-versicherungsanstalt in Kiel.-Drs.525-
Stadtrat Schatz. ' 

l6. Verkauf eines Bauplatzes an der Herwarthstr. in Ho1tenau an ,den 
Kanallotsen Karl Zecht - Drs. 526 -
Stadtrat Schatz. 
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l7! Verkauf eines Bauplatze s an den Ingenieur Johann Jöhnk an der 
lJerwart4str. -in Holtenau.' - Drs. 527 -
Stadtrat Schatz. 

.. 
18. vez:kauf des 'Bauplatzes AA'frade 2 an den SChwerkriegsbt;schädi-gten 

otto Harms. - Drs. 528 -
Stadt~at schatz. , 

, , ' 

19. Bestellung eines Erbbaureohts für die Gemeinde Flintbek an einer 
weiteren Teilfläche in Größe von etwa 6.0'00 qm am Hinterweg in der 
Siedlung Flintbek voorde. - Drs. 529 -
stadtrv,t schatz. . 

20. Beste11~ e'ines Erbbaurechts fUr Frau Frieda Schacht gebe west­
pha1, specken.beker weg 34. - .Drs. 530 -
stadtrat schatz. 

21. Bestellung eines Erbbaurechte fUr WiChmarui und Götteohe, specken­
beker weg 107 , und 109. - Drs. 531 ;.. 
staatrat schatz. , 

22. Bestellung eines Erbbaurechts für Johannes Kruse, Damaeohkeweg 58. 
- Dr s. 532 -

25. 

St~dtrats6h~tz. 

Heimfallreeht betr. das Erbbaugrundstiick i'7iepenkroog 58. -Drs. 533-
stadtrat Schatz. 
Ankauf von straßenflächen Kaiserstraße 32' 'von Nold. - Dre. 536 ... 
stadtrat Schatz. 
Verkauf Gtraßenland 
Austausch Markt 11, 
land mit Dr. Rüdel·. 
Stadtrat Schatz. 

'. 

Haßstraße und Tausch Markt 10 ,mit Engel und 
HaßstI"aß~ 2, und Kloste'rklrchhof 1 gegen straaell~ 
- Drs. 537 - ' " 

26. ,Ankauf, de.s Grundstücks Hathausplatz 4 vO'm Bankhaus W.Ah1mann. 
stadtrat Schatz. - Drs. 544 -

27. Grundstückatausch Fleethörn 26 mit , der Firma Aug. Heoht & sohn. 
Stadtrat schatz. - Drs. 545 -

28. Erwerb einer Teilfläche des Grl~dstücks Holstenetr. 77 von Frau 
H. Leemhuis.' ... Drs. 546 
stadtrat schatz. 

29., Verkauf eines Bauplatzea an der '!ierwarthstr ./Eoke Eekbrook: in Hol'" 
ten3u an den Schneidermeister Friedrich sedler. - Drs. 497 -
stadtrat schatz. 

30,. Flächenaustausch mit Frau Kahrs geb. Gie:ger an der Str#1ße MUhlen­
brook i n der Wik. - Drs. 498 -
Stadtrat seha tz. 

Versohiedenes. 

F i a ehe r 
stadtdirektor 



FinaUZausschUß 
HauPtamt Kiol, dan 7. september 1949 

DI'V.cksache 539 
.'~ , "_r . _. __ .. ~ . ,. ___ -___ ... 

~tr2:~.!. Verwal tungsgE. büh~en6rdnung. 

~ric!terstatter: stadtrat Schatz . 

!.ntragJ.-··~;i;·~liegendG Vcrw~l tungsgobUhrenordnung der stadt Kiel 

wird genehmigt. . 

. Begründung 

~1e Gebührensätze der VerwaltungsgebLihrellordnung der stadt Kiel 

b,om 17.1 e 46 sind ejrgehe11d üb iJrprLlft worden. Eine Reihe von Ge-, 

Uhren mußte wegfallen bZi'/. eru s.ßigt werde n . Einige andere GebUhren 

Wurden neu aufgeno~nen. 

Gemäß Beschluß der KiiJ.ll!llerei vom 28.3.1949 wurde insbesondere ge­
Prüft . . 
a) ob die nach § 3 Abs. 1 vorgesehene GebUhren'ucfreiung für . 

gemeinnützige AUfgaben auf' den gesamten solaialel1 <iohnungs­

bau ausgedehnt werden 1:-an11. Dabe i soll der Begriff "sozialer 

WOhnunlSsbau" genau abgegrenzt werden. 

b) ob unter 10 Ca) fU.r die A..1s stollung von Zeugnissen ' für die 

~rlangunC des Armenrechts von Gehal tH- l..lnd L·olinempfängern 

wie Z1:. Punkt b) ebenfalls nu l' e i.ne Gebühr von 1,-- DM er­

hob en 'vJerde.n kann. 

Zu. a) hat das Synd i.kat wj.e f olgt stellung gonommen: 

"Während aer' Be6riff der gemeinnü tz i(.ßll 'VVohnungsunternehmen 

duroh das Wohnungs - Gemeinnütziglwi ts -Gosetz vom 29.2.1940 

einen f08t~rllLssenen lnhal t hat, ist eine rechtliph eindeu­

tige Abgl.'dnzung des Begriffs ., soz :Laler r ohnungsbau ,I nicht 

möglich. Er kann sich ~ntweder mit dem der Gemüinnützigkeit 

decken oder aber auch 'weiter aufgefaßt werden. Wenn dieser 

Begriff 1:..1 die Gebühr'enordnung hin.eingenommen werden soll, 

könnte eine l-ibgre:.: znng o twn du:r.ch be :i.spielsweise A.t'zählun­

gc:n vOJ,:gp.noDnnen wE:ro.en~ Lct z. ten Endes \lVÜrde die Auslegung 

düm ~andesve:rwal tungsge:t'icht obliegen~ das bei Able:hnung der 

G~ bühl.'cnfr0ihei t im Nege da:r' Klage angiJgangen werden könnte. 

Gemeinnützige Wohnungsunternehmen im Sinne des Gemeinnützig'" 

keitsgesetzes dü~ften aber gewiss nl3,ch der jetzigen Fassung 

unter § 3 Ziff. 1 : :allen. Da sie wer in verschiedenerlei 

Rechtsfor:n betrieben werden kö.nnen, 'Nird vorgf' ,"':\chlagen, hin­

ter dem Wort "vereine" üinzufli.gen" und sonstige Unternehmen". 

Zu. b) hat das FÜl'sorgeamt wie folgt stellung Genommen: 

"Es wird von hic :~' aus keinesfalls ;lngf;ratcn, die Gebühr für 

die Ausstellung der /jrmenzeug;iifj se ·oe .L a:.:be i tsfähigen Per ... 

sonen herabzusetzen.. Die l-\usstcllung der Zeugnisse liegt 1m 

alleinigerJ . Inte :::e s s e dE~r AHtrugEteller. Du~ch die Belassung 

der Ge bühT vorl 2 DM wj Td auch vermieden, dc:. 8 unnötig die 

Ausstellung der Zeugn is se ve rla!lgt wird. 

Es 



Es wird vor allem darauf hingewiesen, daß bei einem gerin­
geren ~inkommen und bei Vorliegen besonderer verhältnisse, 
z.B. wenn jemand viele Kinder hat, ohnhin nur 1 DM Gebühr 
je Fall erhoben wird. 
soweit jemand Fürsorgeunterstützung bezieht oder anderweiti­
ges Einkommen hat, das den Fürsorgerichtsatz nioht übersteigt 
bzw. von 3. seite unterhalten wird, wird eine GebUhr nicht er­
hoben. 
Im Reohnungsjahr 1948 sind in 4.390 Fällen Be scheinigungen 
zur Erlangung des Armenrechts ausgestellt worden. Davon wur­
den in 2.195 Fällen - also zu genau 50 % - scheine gebühren­
frei gefertigt. In 1.116 Fällen wurden Gebühren zu je 1 DM 
und in 1.097 Fällen Gebühren zu 2 DM e rhoben." 
Im übrigen sind die in der ßitzung der Kämmerei vom 28.3.1949 
in ihrer Höhe beanstandeten GebUhrensä tze geprüft und ermäßigt 
worden. 

s c h a t z 
Stadtrat 
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v erwaltungsgebührenordnung 
------------~---- - ----------

der stadt Kiel. 

N!:ch § 6 .''I,bs" 2 de s icommunalabgabengesetze s vom 14.7.1893 wird 
fur don St adtkreis Kiel nachstehende Ordnung übe r die Er re bung von 
Verwaltungsgebühren erlassen: 

§ 1 
Für einzelne .Amtshandlungen, die , auf veranla ~, sung der Bot ei ligt en 
~on Organen der städte selbstv ~ rwaltung vorgenommen w8rden, werdun 
berwaltungsgebühren nach dieser Gebührenordnung erhoben. Di~ Erhc ­
,une:) .:.1..nd~rweitiger Gebühren für derartiGe Amtshandlungen wird au sc~ ­
Schlossen ., 

§ 2 
Gebührenfre i sind: 
1. 
2. 

Amtshandlungen, . die überwiegend im öffclltl.ichen Intere sse erfolf.;en, 
Amtshandlungen, ,die auf Veranlassung eine s im städt. . Dienst .~t eh­
henden Beamten, Angestellten oder hrb~iter6, RuhegehaltsempfanJers 
oder eines Hinterbliebenen dieser Personen vorgenommen werden und 
das be stehende oder frühere Dienstverhältnis betreffen, 

3. Amtshandlungen, die eine Behörde in Ausübung öffentlicher Gewalt 
Veranlaßt , es sei denn, daß die Ge'bUh:t einem Dritten als mi ttel­
barem Ver anlasser aufzuerlegen ,ist, 

4 . Amtshandlungen, die im Rahmen der ö~fentlichGn Fürsorge, sozialver­
Siche rung, Reichsver8iche~g oder der Wohnungszwangsbewir'schaftung 

5. Vorgenommen werden. 
erst e Ausfertigung von schulzeugnissen. 

§ 3 
Von de r ve~valtungsgebühr sind ferner befreit: 
1. Öffentliche Armen-, Krankenanst alten und Waisenhäuser, mildtätigG 

Stiftungu!l sowie öffentliche und private Anstalten, Gesellschaften 
und Ver eine und sonstige Unternehmen, die überwiegend gemeirulützige 
oder wohltätige Aufgaben haben. . 

2. Kiröhengemeinden und die mit Korpora tionsrechten ausgestatteten 
Religionsgesellsehaften s.owie' sonstige kirchliche und religiösu 
Gesellschaft en. 

3. k.'"l'iegsz e:r.stört u und Kriegbe schädigt~ Gebäude, die überwiegend zu 
wohnzwe cken wieder aufgebaut werden. 

~ie Gebühronfroiheit wird den unter 1. und 2. genannten v ereinen, 
Ges c1lsch '3.ften usw., jedoch nur dann gewährt, wenn die gebührenpfl i ch­
t ige Handlung notwendig ist, um Aufgaben zu erfüllen, welche 1hnon 
nach Elrer satzung oder sonstigen bindenden Rechtsvorschriften obl i e .. . 
gen. 

\ § 4 
Maßgebend ' ist der wert des Gegenstand~s z.zt. der vollendung der 
Amtshandlung. 

§ 5 
Die Gebühr ist grum sätzl1ck spätestens bei der Aushändi. gung der 
Entschuidung, des Zeugnisses usw. zu entr~en und k ann notfalls 
durch postnachnahme erhoben werden. Sie kann auch schon vor Vornahme 
gefordert und von ihrer Entrichtung,' die Vornahme der AmtshandUng 
abhängig gomach t werdem • , ' 
Die Gebühr wird im Ve~wal tungszwangsverfahren be1getri'eben. Eines 
förmlichen Be sc:heides bedarf es nicht. . _j6 - 2 _ 



2 

§ 6 
Soweit :für den Ansatz d()r Gebühr ein Spie lraum gewährt wird, ist e' 
die Höhe der Gebühr unter ,Berücks J. chtigung des Umfanges und, der schwi 
rigkeit der Sache, ihrer Bedeutung für das bürgerliche ' Leben und der , 
Leistunßs~ähigkeit des Zahlungspflichtigen festzusetzen. 
Auf Antrag ,kann Unbemittelten die Gebühr crmäßigt oder erlassen wer­
den. Über die EJ;"rnäßigung ode'r den ' Erlaß entscheidet bei Beträgen 
bis zu 5,-- DM ~er Dicnststellenleiter, über '5,-- DM der Deze~nent. 

§ 7 
b' Gegen die Erhebung der Gebühr sind die in den §§ 69 f f' . des KommunaJ.8 

gabengüse tzes vorgesehenen Rechtsmitte l zug81assen. 
§ 8 

we rden bei der vorn~e' .:; iner Amtshandlung be sondere bare AusJa gen , '11~ 
notwendig, so sihd ~~e zu erstatte.a, ' auch wenn die Amtshandlung gebü , 
ren:frei blei1:1t. Für ihre' Erhebung g.il t § 5 Abs. 2 ent sprechend. , 

, §':9 
, , 

zur ,Zahlung der Gebi.j.hr is,t derjenige verpflichtet, der die ·Amtsha.t.:A"" 
lung veranlaßt hat, ' bei Genehmigungen und dergl~ ichen auch derjen 'l' e" 
zu ,' dessen' Gunsten die Amtshandlu:tlg vorgenommen wird. Mehrere' · Ge bUh ,:~ tl 
pflioht~g~ haften als Gesamtschuldner. . 

§ ' lO 
Es werden folgende Gebühren erhoben: 
A. In sämtlichen Dienststellen für: 
... -. ------......' .. ... ~- , ....-..---.-_ ..... _------
a) Beglaubigungen, andere Zeugnis'se; BescheinigungeIl;, 

Auswe iSG USW .. ' 

Die Gebühr kann bei B<;:glaublgungen, d-ie mit geringer 
Mühewaltung verbunden sind, ermäßigt werden auf ' 
und bei s olqhen, die mit größeret Mühewaltung ver­
bunden sind, erhöht werden bis auf 
:für einfache Zeugnisse und Bescheinigungen in Ange­
l egenheiten von untergeordnete r Bedeutunz erm~ßigt 
sich die GebUhr auf 

b) Abschrif ten je angefangene Sei te 
Mindestbe trag j edoch 

'0) e1118 schriftlictle Auskunft je auge fangehe Se ite 
(1) di e zweitausfertigung eines verlore~ gegangenen 

Ausweises, einer Quittung , eines Miet-, P~cht- oder 
sonsti gr;)n. vertrages oder einer anderen schr iftlichen 

DM 2,--

DM 1,--

DM 5,--

DM 1,·· 
, DM ·,30 

DM -,50 
DM 1,--

Erklärung je angef'angene seite DM -,50 
e) Druckstücke von ortssatzungen, Plänen, Dienstanwei~ 

sungen, Hausordnungen, s teuerordnungen, Vordrucken 
usw. mi ndestens DM ~,50 

B~._ .. Y_~!~.~8.:r:~,?~.ulv~rw~±-~.~ fU~ , : 
a) die 2. Ausfer,t1g1l.t'lg von SChulzeugnissen 
b) Ausstel lung eines Privatunterrichtserlaubnis­

scheine s 

DM - ',50 

DM " ... -
- 3 -

, 
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c) Anfertigullg' einer zweit::>chrift diese s unter­

richtsGrlaubnissch~i ne s 

d) Freigabe Eines städt > Sport:9lat'~es 
DM 3,-­
DM -,50 

~VQm lrürsorgeamt f ür : 

a) AUssteli~un~-~~'z~~niss on für die Erlangung des Armen-

rechts . 

1) allgemein, je schein . DM 2,--
2) Von Renten-, Ar'bei tsloseniülSorge - und wohlfahrts-

unt e r s tü tzungsempfängern, j e s chein DM 1,-.. 

b) AUsstellung verlorengegangeneJ. FlLichtlingsausweise DM . 2,--

.ll: Vo~ ~~~~lUltt~~t fürt~ 
a) AUsstellung von Beerdigungsscheinen 

b) Genehmigung zUlli. Ausgäben und Uuibetten einer Leiche 

c) AUSnahm8b owilligungen f'ü:r I,adenschließungen 

,d) Genehmig1.me zur E,inäscher·ul.:g bis 

~12.l:! §.~dtp~al~~l:nBsrunt fü,~.!.. 
a) P:U f ung der Lagepläne zu Baugesuchen und fUr die 

El.l1tl.'agung der BaufllJ.chtl i11:1.en in dies\,; pläne 

b) Absteckung der Baufluchtl .l.l:: .Le eines Grundstückes 

"und einmalige Prüfung der ,AusflEl rung 

1) wenn bei einem Grundstück e :~.J.:I/:· Baufluchtlinie 

DM 2,-­
DM 50, .... 
DM 1 bis 

DM 3,--

DM 3,--

ab zust G<.: l:en ist DM 20,--

2) wenn bei e',nem Grundstück mehrore Baufluchtlinien 

abzuste.:: ken sind , fLr die er ste Bau f luchtlinie 

für j e de weitere Bt,mfluchtlj.nie 

Die Gebühren ermäßigen sich um 50 10 , wenn ört­

liche Messungen n i cht orford eJ:.'l ich sind ~ 

C) Absteckung der Straßen fLwhtlin:i..e etnes 
Baugrundstückes~ welch er bereits die Baufluchtab­

stockung vorausg2gangen is t und einmalige prüfung 

der A:usfUhrul!.g 

a ) bei einer Fluchtlinie 
b r~ bei mehn,4 e r.en Fiuchtlini.en fUr die e:cst e 

für jede weiteTe 

DM 20,-" 
DM 10,--

DM 10,-­
DM 10,-­
DM 5,--

sofern die StraßenfluchtlJni.e gleichzeitig Bau­

fluoh tlinie ist , gelton di.e Sätze zu Ziff. b. 

d) Ist bei den vorstehenden Absteckungen auch die örtliche 

Angabe von St~aße~~öhen erforderlich, wird für jede der 

Vorstehenden Positionen e in Zusc}11ag von 50 % erhoben. 

e) Angabe von Grenzab s t g~ .. -:, .. ·.,.· für ein Baugrundsttick 

einsahl, e1.nlllalige prüfung uor ALw führung 

t) jede auf Antrag wicde:dvüte Absteckung ode'r prüfung 

der B'au-': ~o-dcJ::- Straßenfluchtli.nien und fUr jede wie-

derhol to ./lneB.be odel' Pl'Ü fil.!1 g d(~ r straI3enhöhen oder 

der Gronzabs trinde eines Baugrurid s 'tückes die Hälfte 

der Sätze zu Ziff er b - o. 

.ß.._ - 4 

DM 5,--

50,· 
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g) Für Siedlungshäus8r (Einfamilienhäuser innerhalb 
einer Siedlung mit einer J-4Zimmerwohnung) und die 
dazugehörigen Nebennnlagen ermäßigen sich die 
dazugehörigen Gebühren nach Ziffer b - f auf V3 

h) Für Abstakung der Bau- und straßenfluchtlinEn 
im freien Gelände oder an noch nicht ausgebauten 
straße~verden 50 % Aufsc~lag berechnet. 

i) Entnahme von Abzeichnungen aus Kartenwerken und 
Auszügen aus Liegenschaftsbüchern fijx jede angefan­
gene jj2 Stunde: 

j) Ausstellung von Bescheinigungen zu BeleJilhungs-
zwecken für Kreditanstal ten . 
1. bei zwe i - und mchrgeschossigen Mietshäusern 
2. für zweifamilienhäuser 
3. für Einfamilienhäuser 
4. bei Siedlerhäusern, die unter das Reichsheim~ 

stättengesetz fallen je 
wenn örtliche Grenzfeststellungen ausgeführt weraen 
müssen, tre ten zu den vorstehenden Gebühren d'ie der 
St'adt durch die Vermessung entstehenden Selbstkosten 
hinzu. 

k) vervielfältigungen von vorhandenen Karten und plänen, 
je nach Kosten der Herstellung und Vervielfältigung 

DM 2,--

DM 6,--
DM 4,--
DM 3,--

DM 1, ... 

. je Stück DM 1 - 20,-

F. Vom Tiefbauamt für: ' 
-...--.... ........ -.-. __ ._-

a) schriftliche Auskünfte über Anliegerbeiträge DM 1,--
b) schriftlich e Auskünfte mit Plan über Neuanschluß 

an die Stad ten "ONässerung DM 10,--

c) Untersuchung von störungen im Kanalanschluß eines 
Grundstückes 

,d) Erlahbnis des Stubbonrodens in städte Forsten und 
e) Tagesgenehmigungen für Straßenhändler, je Tag 

Q.:. VOE_ B~~.§-U~s ieE~,~~t~.S .. 
a) El~sichtnahme in die Grundstücksakten 

1. zwecks Auskunft 
2. zur Anfertigung von Auszügen 

DM 5,-­
Parks DM -,50 

DM 1,--

DM 1,--
DM 2,--a) je angefangene V2 stunde bis zu 2 stunden 

b) für jede .angefangene weitare Stunde am gleichen 
Tage DM 2,--

c) für Weiterbenutzung der gleichen Akte an den 
. folgenden 4 Tagen, je Tag 

b) entliehene Akten je angefangene ~ Tage 

H. Vom X~~_~.~.ia!?~_ t~E_~ 

a) Zweitschrj.ft eines · Steuerzettels oder eines Anforde-

DM ·5,-­
DM 20,--

rungsschreibens DM -,50 
b) Auszug aus der Steuerheberolle für jedes Konto 

und Jahr ·DM -,50 
c) Bescheinigungen über den Stand des SteuerkontoB DM -pO 

- 5 -
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d) ErGatz für eille H~ :i.!.U osteuJ)rmnrke 

e) Z~hlu.nt,s(-~rinllG rrmg , s owo i."C nicht e ine Mahnung ver ... 
Wll'kt ':"s t 

f) steuerunbedenkl:i.chkei tsbc; sc he inigung 

g) Er mittl1m,-, e·n und Festste:;.lungen aus den Hebe­

rl~ll en ~ Sachbüche:rn od f.~r Akt en, so fern die Arbeit 

~ng ere Ze::" t erfo r der t , i'ü:::- je cle angefangene 
3,12 st und. c: . 

h) d~e 1~nL 1:' 8fe auf G81Nä.!:l1T.r::.g ei.:les Zl.lschus ses für 

FlnGn ~~.ic r"lJ!)8 des Wieder·8.ufbau es zerstörter Gebäude 

"?D1 Gl'U :-:: ds'tidcseigcntUrn8T if4 '10 des Zuschusses,. 
illlnde ston s 

i) vom Schu.ldn0 :c' zu erstattende Auslagen für Beitrei­

bungsers1.lche;n anderer s tädt. Dienststellen und 

fre md.er BE:hörd en, pauschsat z 

J. 'tran\ ~t t ~ .. 
__ '!'~ ::i euer·am IU2' : . -- 1_.-.0_ .. ___ .'""' .... __ ... __ '._. 

DM -,50 

DM ·,50 

DM ·,50 

DM - ,50 

DM 1,--

DM -,50 

a) eine Beseh€' inigung i.ibe x- die Anmeldung eines 
stehend.(::;n Gewur"tas DM 1, ... -

b) eine Be s cheini gung übe T. das. Be stehen oder Nicht­

bestehen einer Fj.rma odor über den Inhaber, ferner 

fUr Auskü.nf t e ode!:' neGcheinigur~gen über Identität · 

einl';;s Gewer~etrej b e!lder, mit dem Inhaber e iner Firma 

c) AnerkenUl.lnß auf G.rUlld der Bes tirnmuneen über die Ver-

gUügungss cvu e:c . 

d) bei Ablehnung dOT beL,ll t r ug tr:m Anerkennung 

e) bei n.üclclahme e ine s Ant.ragec.; r.l.it dessen Bearbeitung 

, beTGits lJeg:JJlnen wo:::-dE:'n if;, t . 

DM 3,- ... 

DM 3,--
DM :1,50 ' 

DM 1, .... 

r. f) Ermi ttl1u:~.rs . oder s ctü't zun6 von Steuerbeträgen vor 

Beginn der steuerpflicht auf Antrag des steuer­

Pfl:i.chti3en, E)CJ fer n :tl":.cht in b0sonderen Steuerordnun-

gen ander e Gc;cj!:lren 7crgeschrieben sind DM 5,-.. 

g) AUsstellen eülc r Er s a t z 8 tE::u t2rka:r t.e DM 1,--

h) Ausstellung e ines Abgab ezc: ttelB für Belei­
hllngszw("lCkt-> oder f Ll.r 'Zwecko der Umstellungsgrund-

schuld DM -,50 

1) Ausk:u.n·~· t ::lU~4 der KCJrl; '~~ l der Gewerbebetriebe, 

je Ausktm.ff DM -,50 

k) Ermi ttlu.:.:1gr;yl. (":h:r Fest ;:; tolltm~en Ul.lJl Ann:Elde-

listGn, H(:be.roll c::l O:)()T .~..ld en DM 1,--

SOweit ein8 d ~n' v.nt er B - J '.:; 2zeichIJ.,:; t~n Gobühren fällig wird, 

kann cinr;; Gu"bühr nach .A. , J'licl::1t ::'n Ansatz gebracht' werden. 
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Du:rch diese Gebührenordnung werden die reichs- und landesrecht­
lichen verwaltungsgebühren (insbeonsere naoh dem Personenstands­
gesetz und der preußischen Vor waltungsgebührenordnung), die baupo11-
zeilichen Gebühren und die ~enutzungsgebühren nach den besonderen 
Gebührenordnungen nicht berührt. 

Die se Gebühr enordnung tritt mit dem Tage ihrer Veröffentlichung 
in Kraft. 

Kiel, den 

Im Auftrage des Rats der Gemeinde 

Oberbürgermeister BUrgermeister 

~! 



S t a d t K i e 1 
Der Bürgermeister 

Drucksache 515 

Kiel, den 30. August 1949 

~trifft. '\iVahl von Vertret l3 rn der stadt Küü für den SOhleswig-HOl­
-----:.. steinischen städtetag 1949. 

~cht8ntatt ~ r: Bürgermeister. 
- -.... • • ' __ . .. . _ '" '. L __ 

!~raR.!. Wahl von 6 stimmberechtigten Vertretern der stadt Kiel. 
\117ahl weiterer Vertreter 0 h n e St:lmmreoht naoh Vor­
schlag der Fraktionen. 

Begründung 
------------

~er Schleswi g -Holsteinischc stijdteverein hält am 21. Oktober in 
11ensburg s8inen diesjährigen Städtetag ab. FÜr das Hauptreferat 
dst Herr Dr. van Aubel vom Deutschen städtetag gewonnen worden, 
er über probleme der Energiewirtscha ft spreohen wird. 

ZUr Teilnahme an den städtetagen sind nach § 4 der Satzung be­
reChtigt: 

1) die von den Ratsversammlungan entsandten Vertreter 
der dem städteverein angerörigen städte; 

2) außerdem auch sonstige Mitglieder der Ratsver-
sanID11ungen dieser Städte unter der Voraussetzung, 
daß sie die Absicht ihrer Teilnahme mindestens 
8 Tage vor dem Zusammentritt des städtetages bei 
dem Vorstand ang eme ldet haben. 

Das ' stimmrecht für Kiel kann judoch nur von 6 Vertretern ausge~ 
übt werden. 

Dr. J e B c h k e 
Bürgermeister 
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H&uptausschuß für 
stadtplanung undBauwesen 

Stadtplanungsamt 
fael, don 3. september 1949 ' 

.. Drucksache 499 - -"-.. _. --_._-----"?---
Betrifft: Verlegung eines Teiles der Haßstraße und ·0nderung der 

, Flucht].inie. 
Berich terstatter: Stad trat ~IJUstenberg. 
---~'" ~- -~--

.Antrag: -. Es wird beantragt, ent sprechend dem in der Sitzung aus-
hängenden Entwurf des stadtplanune samtes 
1. a) die um 27.11.1899 ihr einGl1 Teil der Ha~str. förm- , 

lieh festgestell te F'luch tlinie aufzuheben, 
b) die für den Klosterkirchhof am 25.6.1898 förmlich 

festgestellte Fluchtlinie teilweise aufzuheben, 
c) für Teile der H8J3s tr., des IGosterkirchhofs und des 

Alten Marktes neue Fluchtlinien festzus cl tzen, 
2. den Tei 1 der Haßs tr ., der auf den Alten Markt mündet, l' 

als öffentlichen weg ein~uziehen und die über die ' JI 
Grundstücke der Eigbntümer Schmiela.n und Dr. RUdel 
neu zu ,bauende Straße mit d,er IUnmündung auf den 
Klosterkirchhof als öffentlichen Weg zu erklären 

Heljründung 

Um eine einheitliche Bebauung des Alten Marktes zu crmCsglichj'Und 
aus verkehrstechnischen.GrÜnden die EiLtnündullg der Raßstraße auf 
den Alten Mal'kt zu venneiden, wird vorgeschlagen , die Raßstr. zu 
verle gen und die Flucht J inien neu festzusetzen. Die Eigentümer 
der Grunds t ücke Engel 1md Dr. Rüdel, die in den Alten Markt an­
grenzen, führen eine gemeinsame B?ba''-lung Gntsprechend den Wünsohen 
der S"t ad'tplanu.ng durch. 
Die verl egung der Haß'str. ist so geplant, daß die Wünsche der An­
lieger ,berücksichtigt werden. Die neue s t raßenkurve , ist so ange­
legt, daß sie auch für La.s'tzlige paSSierbar bleibt > Die Anlieger Dr'­
Rüdel, J~ngel und schmielau haben vertragsangebote beztij.ich des 
notwendigen Austausches der Gr'..lndotücksfläckten Bgogeben. 
Die ent sprechenden Grundstückst ::". L;:S chvortriige werden vom 
Grundstüm~samt dem Finan!.i:ausschllß vorgelegt . Di,e bei' der Verle gung _ 
der Haßstraße beteiligten, Stellen si.nd angehört worden und haben 
der Verlegung zugest~mmt. , 
Der Gut~chterbeirat hat bei der Beurteilung der Gesamtbebauung 
des Al ton Marktes das gemej_nsame Bauvorhaben Dr. RUdel und Engel 
ih der vorliegenden Form gutgehGißen. 

w ü s t e n b erg 
st ,?ctt rat 
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Hauptausschuß für Stadtplanung 
und Bauwesen 

Stadtplanungsamt 

Dru(:ksache 483 

I<1el, den 11. August 1949 

~i!:f~ Einz i ehung eines Teiles des Mühlenbaches und der Hohen 
Straße. 

~~.e~.E?.rstatter: Stadtrat Wüs tenberg. 

~~~~ Der größte Teil des Mühlenbaches und die Hohe Straßea1nd 
entsprech~nd ausliegendem Lageplan als öffentliche straßen 

ei.nzuziehen. 

Begründung 
------------

Im Zuge der städtebaulichen Neuordnung in diesem Gebiet 1st die 

teilweise Aufhebung bzw. Verle gung des Mühlenbaches und der Hohen 

straße erforderlich. Mit den anliegenden GrundstückseigentUmern 

sind bereits Verhandlungen über die .Art und Weise der GrundstUcks­

umlegung und der Bebauungshöhe unter Beteiligung des Haus- und 

Grundeingentümervereins und der Industrie- und Handelskammer ein­

geleitet ~orden. Ein Verkehrsbedürfnis auf dem früheren Mühlenbaoh 

und der Hohen Straße besteht für den Fahrverkehr nach der zer­

störung überhaupt nicht. Der Fu~gängerverkehr kann über die Ho1-

stenstraße abgewickelt "werden. Der Hauptaussohuß hat in seiner 

Sitzung vom 7. März 1949 der Einziehung und Aufhebung zugestimmt. 

Die beteiligten Dl.enststellen des Ordnungsamtes, der post, der 

Feuerwehr, des Tiefbauamtes und der Stadtwerke haben gegen die 

Einziehung keine Bedenken erhoben. 

w U s t e n ~ erg 
stadtrat 



Hauptamsschuß für Stadtplanung 
und Bauwesen 

Stadtplanungsamt 

Drucksache 518 

Kiel, den 5. september 1949 

~rifft: Fluchtlinienänderung der werftstraße und schönberger -- , straße. 
~richterst~tter: Stadtrat ' Wüstenberg. - '._------.;. 
~tra~ a) Aufhebung und Neufestsetzung der straßen- und Bau­

fluchtlinien der werftstraße zwischen der Kaiserstr. 
'und dem Ellerbeker Markt 

b) Aufhebung und :r-.Te'ufestsetzung der straßen- und Bau­
fluchtlinien der schönberger striße 

gemäß dem in der Sitzung anä.iegenden plan des $tadtplanunge ... 
amtes vom 14.5.1949 . .. 

Begründung 

Zahlreiche Anfragen der Anlieger der werft- und Schönberger straße 
betreff end Wiederaufbau ihre r Grundstücke machen es erforderlich, 
~er die endgül tig~ Linienführung des straf3enzuges werftstra~e-SChö'n-
erger Str. Klarhe~t zu schaffen. Das Stadtplanungsamt hat eUlen 

Plan ausgearbeitet, de r zur Verbesserung der Verkehrserschließung 
aUf dem östlichen Förderufer eine Begradigung und Verbreite-
~ng dieses straßenzuges vorsieh t . Durchschnittlich 'ist eine stra-
en~ite von 24 ' - 26 m vo'rgesehen. 

Der Entwurf des Stadtplanungsamtc.s hat die 'Zustimmung des Gutachter­
beirats für Stadtgestaltung und des Hauptausschusses für Stadtpla- , 
nung und Bauwesen gefunden. 
Finanzielie Auswirkung d.es Beschlusses für die Stadt Kiel: 
a) straßenverbrei terung:;kosten, die nach § 9 des KOmUlunalabgaben-

gese tze s auf die 1~lieg Jr umgelegt werden können, ' 
b) Entsch ädigung der Anlj~er für die zum s traßenland zu ziehenden 

Grundstücksflächen nebst Baulichkeiten, soweit die Anlieger die~ 
se Flächen nJcht unentgeltlich abtreten oder ein wegerecht ellt­
schädigungslos einräumen. 

w ü s t e n b erg 
Stadtrat 

, 



Finanzausschuß 
Kämme re ive rwaltung Kiel, den 16. August 1949 

. Drucksache 4 ~9 

Betrifft. wertschaffende ArbeitslosenLirsorge - Maßnahme Re$en:­
---.'!. und Schmutzwasserkanalisatioll K:_:·umrnbogen/HolundGrbusch • 

.. 

!~ri~h~~!statter: Stadtrat Schatz. 

.@tr~t:. 1.Der Durchführung-der Maßnahme IiRegen- und schmutzwus ­
serkanalisation Krumrnbogen/Holunderbusch ll unte:: der . 
Bedingung, daß di-e Gesamtkosten von 61.000 DM ::Ln d t:)~ 
Nach tragshaushaI tsplan einbezogen -werden, w.ird grurJJ ­
sätzlich zugesti~mt. 

2. Die Aufnahme folgender 
GrundI'ö~derung 
verstärkte Förderung 

Darleht3n wird genehmigt: 
12.100 DM 
3-6.70'0 DM 

~_.---

insgesamt 
zu folgenden Bedingungen:, 
Q!...undförde~ 

Zins~n 4 % p.a. ab 1.1.1952, Til­
gung in 15 Jahren, 
Ve r s t ärk~_~, F ö rder':!!l~ 
zinslos, Tilgung in 15' Jahren 

'48.800 DM 

Die Zino- und Tilgungsraten sind halbjährlich nach­
träglich, erstmalig am 1.~.1952 fällig. Daneben wird 
ein Verwaltungskostenbeitrag von V4 % p.a~ für den un8e­
tilgten Darlehensteil erhoben. 

Begründung 

Im anßerordentlichen. Haushaltsplan sind 81.500 DM für den 
Ausbau der Wohnstraße Krummbogen/Holunderbusch vorgesehen. 
VoraussetzUllg für die Durchführung dieser Maßnahme ist die 
Schaffung ,der Regen- und Schmutzwasserkanalisation, deren KO­
sten nac~ , de~erechnungen des Tiefbauamts 61.000 DM betragen 
werden. Das ~beitsamt hat dieses Bauvorhaben als geeignet 
zu~ Förderung mit Mitteln der wertschaffenden Arbeitslosen­
fürsorge anerkannt.· Da die Kosten noch nicht im außerordent­
lichen Haushaltsplan bereitsteh~n, bedarf es schon 'jetzt eines 
besonderen Beschlusses der Stadtvertret\lD{$, um die ' Voraussetzun -
gen tUr den Abschluß der Darlerulsverträge mit ' dem Arbeitsamt 
zu sohaffen. 

Scha.tz 
S'tadtrat -

-' 



F1nanzaussohuß 
Kämmereiverwaltung Kiel ~ den 16. August' 1949 

Drucksache 4~Q 

Betrifft: Grundförderung und verstärkte Förderung fUr Bauvorhaben 
. - _.- der wertschaffenden Arllei tslosenft1rsprge. 
ßerichterstatter: stadtrat Schatz 
Aritrag, -- a) nIe Aufnahme folgender Darlehen wird genehmigt: 

, , --
------~--- -----------------------------------------------_.------
Maßnahme Grund- verstärkte 

förderung ,Fördertmg 
InsgesaJllt 

__ ~ ____ ~_~ __ ~ __________________ ~Y ___ ~ ___ ~_~ ____ ~_~M __ ~_~_~ ____ ~M_--~ 

1. Herstellung der Zufahrts-
. straße von der preetzer­
Chaussee nach den Sied­
lungen Elmschenhagen-
Nörd und' -SUd 7.DOO 7 ·000 

,2. Ausbau. · der Wohnst14 aße' 
KrUillillbogen~olunder-
husoh ____ 7! QQQ ___ ... __ · __ ... _ ..... __ l!~QQ _____ .. __ ~!:~gQ .. 

14.000 14.800 28.800' - ~ 
==========~=====_=================c=~s~.-

b) Genehmigung folgender Darlehnsbedingungen: 
zu 1) 4 % Zinsen, '15 Jahre Tilgung, einschl. 5 zins­

und ti,lgllngsfre1er Jahre, daneben wird ein Ver­
waltungskostenbeitrag von V4 % p.a. für den un­
getilgten Darlehnsteil erhoben. 

~u 2) unverzinslich, 15 Jahre T~lgung. 

BegrUlldlmg 
------------

·FUrob1ge im außerordentlichen Haushaltsplan vorgesehenen straßen~ 
baumaßnahmen der 'wertschaffenden Ar 'bei tslosenftirsorge ist folgen.do 
Gesmmtfinanft1erung festgesetzt worden: 

,-' 

----~---~~~------- - --------~.----------~-----~---~----------------GrUnd- verstärkte insgesaJllt Maßnahme Eigenmit~el förderung l'örderung 

---------------------------------~--------------------~---~--~---~,~ zu 1) 17.400 17.767,50 51.832,50 87.000 
zu 2) 16.300 18.600,-~ 46~600,-- 81.~OO 
Das Arbeitsamt Kiel hat der Verwaltung davon Kenntnis gegeben, 
daß fUr diese Maßnahmen folgende ZusohUsse gewährt werden sollen: 

zu l~ . Gry.ndf~ .rder~g 10.767,50 DM .) 5,5.600 DM 
verstärkte Förderung 44.832,50 DM ) 

EU 2) Grundförderung 11.600,-- DM ) 
verstärkte Förderung ~8.800,-- DM) 50.400 DM 

Nur die im ·.Antrag aufge'führton Tai 10 der Grundförderune und verstt~t dJ 
FörderUngWerden darlehnswetsegewährt . 'Mit RUcksicl;lt auf diese f'Ul' tJIl 
Stadt Kiel . günstige Regelung wird beantragt, die Darlehnsaufnahmen 
ter den vom Arbeitsamt gestellten Bedingungen zu genehmigen. 

S c hat z 
Stadtrat 



Finanz ausschuß 
Kämmereiverwaltung Kiel, den '16. August 1949 

Drucksache 431 

Betrifft. BUrgschaftsübernahme für 9-ie Vereinigte Großkraftwerke 
~"' .I"" "'-~ 

schles1ilig-Holstei~ GmbH .. , Hendsburg. > 

~.chtersta.tter: stadtrat Schatz • 
.. _'._----

~tr~~t übernahme der Bürgsch~ft für den Teilbetrag von 
202,700 DM eines VOll der provinz1al-Lebens-,Unfall .. , 
und Haftpflich~versicherungsan6talt Kiel an d·ie Ver­
einigten Großkraftwerke schleswig-Holstein GmbH., 
Hendsburg zu gewährenden Darlehns von insgesam~ 

5000000 DM. 

Begründung 
------------

Die Vereinigten Großkraftwerke in Rendsburg haben der Stadt 

Kiel davon Kenntnis gegebe..:l , daß;1'Ur die Sohaffung von Neu­

anlagen ein Kapitalbedarf von 3,4 Millionen DM besteht, der 

durch Aufnahme langfristiger Darlehen gedeckt werden muß. AUS 

diesen Mitteln sollen finanziert werden: . 

7 Großumspanner, 
der Ausbau einer 60rOOO Volt-Lcitun~ von wellsee nach Raiedort, 

die Erweiterung der Hochfrequcnz-Telefonieanlage, 
verschiedene Neubeschaffungen an elaktrischer Einrichtung 

in den umspannwerken. 

Die provinzial-, Lebens-, Unfall- und Haftpflichtversicherungs. 

anstalt SChleswig-Holstein ist bereit, den VGW hierfür ein Dar­
lehen von 500.000 DM zu gewähren, das mit 2 _ über den Diskont 

der Landeszentralbank (mindestens 7 %) zu verzinsen ist. Das Dar­
lehen wird bei einer zunächst einjährigen Laufzeit zu 99 % va­

lutiert. Voraussetzung ist die ar"iteilmäßige Bürgschaft der Städt( ~ 

K1e~, Neumünster, Flensburg. Eine Verlängerung der Laufzeit ist 

vorgesehen. Falls von dieser Möglichjikeit kein Gebrauch gemacht 

wird, beabsichtigen <lie VGW., den Schuldbetrag .lurch E;in in AUs­

sicht stehendes langfristige s Darlehen des Bankhauses vogler _ Co, 

Düssaldorf, abzulösen. Auch hi er ist die anteil~ge Bürgschaft der 

Gesellschafter erforderlich . 

Ents~reohend ihren Anteil~n am Gescllschaftskapital der 

VGW. haften die Gesellschafter in folgendem verhältnis: 

Kiel 30/74 202.700 DM 
Flensburg 22/7 4. 148.650 DM 

NeumUnster 22/74 148.650 DM 

Das Risiko der BUrgschaftsübernahme vermindert sich für 

Kiel noch um den Betrag von 52 ,· 700 DM, in wGlcre r Höhe eine 

Rückbürgschaft durch den 4 " GesellSChafter, der schleswig­

Holsteinischen Stromversorgm ... gs-AG., Rendsburg, übernommen 

wird. 

. , 



Auf Grund des Gesetzes zur einstweiligen Regelung ,einiger Fragen 
des Gemeindeverfassungs- und Wah1recht$ vom 21.12.1948 1st es 
den Gemeihden mit Genehmigung des Landesministers des Innern ge­
stat,tat, :eürgschaften zu übernehmen. Die Genehmigung muß , aber da­
von abhänglg gemacht werden, daß eine BürgschaftssicherungsrUok­
lage naoh § 5 der Rüoklagenverordn~ vorhanden ist. Bürgschaf~ s· 
sicherungsrücklagen so~len mindestens bis zur Höhe eines Zwanzig~ 
stels des Gesamtbetrags der B~rgschaften , angesammelt werden. Die ~ 
se Voraussetzung hat die Stadt ~el daduroh erfUllt, daß 1m HauS­
hal taplan für d1ea~n Zweck 20.000 DM bereitsteheu., "" 

, 
Vorgeaolflagen wird daller, dem "Antrag stattzugeben, da die tjl)er­
nahme von Bürgsohaften fiir die VGW einer seit ,langem bestehenden 
tlbung entsp richt und die Stad,t Kiel aus ' diesen Bürgschaften 
bisaer noch nie in Ans~ruch genommen worden 1st. Auch seitens 
der Stadtwerke sind Bedenken nicht erhoben worden. ' 

, . 

s c hat z 
Stadtrat 

,. 

I,' 



Finoo. zaussoh uß 
Grundstücks amt Kiel, den 17. August 1949 

Drucksache 494 
...--...-.- ----.... 

~~ff.~: übernahme der Bürgschaft für ein Da.rlehen der LANDESB1::\TZ 
in Höhe von 12) 000, - DM an die 'rrUmroerverwertWlgsgeS(ü:c. -
schaft mbH. Kj.el. . 

Beriohterstatter: stadtrat Schatz. _ .............. --.- - ' 

Antregs übGrnahme einer Bürgschaft für den Betrag von 120.000 :;:~1 
-- eines rul die Trümmerverwertungsgesellschaft mbH. Ki ul 

von der IlandesbF.il1~ schleswig-Holstein zu gewährenden 
Darlehens. 

Begründung 
------------

Die Stadtverwal tung Kiel ist an dem '300.000, ·· RM betraöenden 
Kap i tal der TrUmmervel'wertungsgcsc 11 schaft mbH. Kiel roi t 
153.000,- HM bet eilgt. Das restlich0: Kapit f.tl von 147.000 RM . 
ist im n e si tz von Herrn Dr. Hathjens. . 

Zur Finanzierung der Anlage im wert von übe r 1 Mill. DM wurde 
ein auf 455.000,- DM abgewertetes ursprünglich 7 Mill. B.M bt:: trn­
gendes Darlehen der Stadt Kiel verwandt. Ft:;rner ist vorge sehen, 
hielfir bei der Industriekreditbankeinen mittelfristigen Kredit 
in Höh~on 350 000,- DM aufzunehmen. Dieser Kredit ist b ~reits 
beantragt und von der LL'Uldesregierung schl(~ swig-Holstein - Mini­
sterium fUr Arbeit, Wirtschaft und Verkehr bei der Verw :;l.ltung 
für WirtschL:.ft des Vereinigten WJbrtschaftsgebietes Bur Aufn3h1ll.e 
in die Ergänzungsliste für Kredi tempfehlun.gen bei der llIJiader­
aufbaubank empfohlen worden. Die 1andesregi~rung hat darüberhin­
aus gebeten, diesen Antrag büvorzugt in diE; erwähnte Liste aufzu­
nehmen. 

Da die vor der , ivährungsreform in Auftrag gegebene Errichtung 
des werkes nicht aufgehalten worden durfte und langfristige Mit­
tel zunächst nicht zu erhalten waren, mußten die von der Indus -~cü.:­
kreditbank erwarteten Mittel zunjchst kurzfristig vorfinanziert 
werden. Hierzu Jst von der Kioler Spar- und Leihkaöse ein Dar­
lehen in Höhe VOll 150.000, - DM und der DeutBohen Bau- und Bodf~l:" ­
~ank, Filiale Hamburg, ein Kredit in Höhe von 80.000,- DM berei t ­
gestellt und ausgezahlt worden. Dies.::: Kredite wur~en gnuldbuchli.:h 
sichergestellt. Der Re stbe trag ist bei der !~desbank ~Gantragt 
worden, . welche nunmehr den Kredit zu den sehr gUnstigen Bedingu .ugen 
von 2' ~& über dem Lombardsatz der Landeskredi tansta1 t, mindesti,;ns 
7 j i, Zinse n zugQ sagt hat. Die JJ ,mdesbank hat je doch gefordert, daß 
die beid~n GeBellscw~fter, wie es bei größeren Krediten an eine 
GmbH. banküblich ist, die Bürgschaft für den Kredit Ubernehmen. 

Die lfrümmerverwertungsanlage ist sei t .AJ,.1fang Mai 1m vollen 
Betriub, dGsgIGichen da s angegllederte BGto.Clsteinwerk. Wäörtn d 
die Trünu:.18 raufborei'tungs anlage in einer schicht arbei t()~, werden 
im Betonsteinwe-rk in 2 Schichten 'l'rUmruersteine hergestellt. So­
wohl ::iir den Trümmersplitt als auch für die Betonsteino ist ein 

1 Rufender 



. , 
, . 

laufender Ab'satz vorhand\~n, [JO daß das Mat(Jr:tal nach der 
vorgef:lehenün Abbindozeit prompt das Werk verläßt. Die vor­
liegenden AUfträge sowie elie Verr.:"andlungen rui t den Bauherren 
'bev,orstehender Bauvorhc:.ben lassen. durCllif schließen, daß der 
Absatz in diesem Jahr fortl aufe~d gesichert sein dürfte. Ins­
besondere der sogonannte doppelte K.lel f.: r MCl,1.:tel'stein hat sich 

, Bahr gut uingeführt und vex e.p richt 8inf:n l aufenden Abs atz. 
Die TrüilllIle:r:vorwertungsgesellschaft hat nun;nehr dEm Antr~ 
gestellt, gemäß der Kreditzusage der Landesbank die Bürgschaft 
für den Kradi t VOll 1200000, - DM zusa.mmcm roi t H8rrn Dr. Rath­
jens zu tibernel~en. Herr Dr. Rathjens ha t sich hierzu berclt­
erklärt lUld der Finanz aussc.g.uß ha t der Bürgschnftsübernahme 
zugestimmt. 
Auf ,Grund des Gesetzes zur einstwe:lligen Regelung einiger 
Fragep. de s Gemeindeverfassungs- u.nd Wahlrechts vom 21.12.48 
ist es ' den Gemeinden mit Gelleh.m:i:-gung des I,i...1.l1deeministers des ' 
Inn~rn gestattet" Bürgschaften zu üb~rnehl11en. D:le , Gen\9hmigung 
muß aber davon abhängig gema cht werden, daß ulne Bürgschaf ts­
sicherungsrUcklage nach. § 5 der hücklagev~rordnung ' vorhanden 

, ist. ßtir[:;schaftssicherungsrücklagun sollen mindestens bis ~ur 
Höhe eines zvmnzigstels düs Gesamtbetrages deI' Bürgschaften 

, ang<3sammel t werden. Im Haushtütspl an stehen zu tiiesem Zweck 
20.000',- DM bere~t • 

Schatz 
Stadtrat 

" 

' " 



Finallzausschuß 
tammareiverwaltung Kiel 1 den 12. september 1949 

Drucksache 552 

Betrifft: Erhöhung des stammkapitals der Kieler Wonhungsbaugeaellschaft 
--- mbR. 

1terichte!~tatter: Ratsherr Wegener. 
~~~ag: 1. Die Beteiligung an der Kieler Wohnungsbaugesellschaft 

mbH. ist um 1.000.000 DM zu erhöhen', u~ter der Bedingung, 
daß die Mittel nur im Einvernehmen mit der Stadt Kiel 
nach Maßgabe ihrer finanziellen 'w!öglicijkeiten abgerufen 
werden. 

2. Die Mittel sind in den Nachtragshaushaltsplan einzu­
, beziehen. 

3. Die Ausgabe ist wie fo~gt zu decken: 
a) Durch Umwandlung von Darlehensforderungell der St :c~d t 

&h ' die Kieler Wohnungsbaug&sell'Schaft 
mbB in Höhe von ..•..•....•..••.•..••• 547.750, - :>:liI 

b) durch übereignung geeigneter Baugrund­
stücke, notfalls durch Aufnahme eines 
langfristigen Darlehens ••••••.•..••.• 452.250,,- D;tJI 

--------_ .. _ .. _ ..... 
1.000.000,- DM 

================ 

Begründung 

Nach den 'Richtlinien der Landesregierung SChleswig-Holstein vom 
24./26.11.1948 betr. Förderung des Wohnungsbaues hat die Kieler woh­
n:ungsbaugesellschaft mbH. bei ihren Bauten, die durch Landesdarlehen 
finanziert werden, mindestens 10 % des Bau~ und Bodenwertes durch ei· 
genes Kapital oder Leistungen aufzubringen und naohzuweisen. Das 
Stammkapital der Kieler Wohnungsbaugesellsohaft mbB. beträgt 2 Mill. 
ReiChsmark und sämtliChe Gesellschaftsanteile befinden sich in Hän­
den der Stadt Kiel. In welcher Höhe das Stammkapital in D-Mark umge­
Wertet werden kann, ist noch nicht zu übersehen. Es sind wohl die 
gesetzliohen Bestimmungen für die Reichsmark-sohlußbilanz erlassen, 
die Bestiwnungen für die D-Mark - Eröffnungsbilanz werden aber erst 
~:wartet. Selbst bei übertragung des Stammkapitals von 2~OOO.OOO RM 
of..U DM bestände die Notwendigkeit, durch Erhöhung des Stammkapitals 
Weitere Mittel verfügbar zu machen, weil sämtliche Eigenkaptalien, 
sOwei t sie nicht durch die währungsre form verlorengegangen sind, :::~ ~lr 
~ese1tigung von Kriegsschäden an den Wohngebäuden der Kieler Wohn~ulgs-
augesellsohaft aufgebracht worden sind. 

D;te Kieler Wohnungsbaugesellschaft mbH. hat sofort nach der Wö.hrü c.lgs­
~stellung mit der Vergabe ganz erheblicher Bauaufträge begotmen Lmd 
~~1t wesentlich zur überwindung der ersten Schwierigkeiten nach der 
vvahrungsreform in der Kieler Bauw;!'irtschaft beigetragen. Ermöglicht 
Wurde der Kieler Whhnungsbaugesellschaft diese Soforthilfe durch d. le 
"Z°:t,l der Stadt Kiel gewährten Zwischenkredite und neuerdings duroh 

w1schenkredite aus der Arbeitslosenversioherung. Die 



Die nach der Währungs1.1!.Ustellutl:g begonnenen Neu.bauten sind inzwischen 
bezugsfertig geworden. Hierbei ist besonders zu bemerken, daß naoh den 
bisherigen Erfahrungen des WOrilll.lngsruntes nur die Neubauten der Kieler+) 
Bevölkerung zugute gekommen sj nd , Alle von ,rulderen stelle n in A.ng:cLff 
genommenen und durchgeführten Ncu"bauten sind in irgend einer-Form 
zweckgebunden und stehen nur 8inem gewisBen Teil. der ,Kieler Bevöllc0 -
rung zur Ver1ü~wlg,sei üS1 daß es sich um Bauten von Genossenschaf -
ten für ihre Genossen handelt, ode:r u.m :Bouten von Behörden, wie ' die 
Reichspost für die Behördenangehörigen, , oder um Bauten von Industr :,I,: ­
unternehmen für die werksangehörigen, oder um Privatbauten, die , mit 
Baukostendarlehen bzw., Zuschüssen der zukünftigen Mieter gebau,1iYl~c-F -" 
den. Die Kieler Wohnungsbaugesellschaft ist somit das Wohnungsneblll l ." 

in Kiel, das im weitesten umfange nicht zweckgebundene Wohnungen 2r­
stellt 'hat. \ 

Die bezugsfert-igen Neubau~en müssen nunmehr abgerechnet werden. Da-
bei ist auch das Eigenkapital nachzuweise'no Dazu benötigt die Kil)ler 
Wohnungsbaugesellschaft ganz erhebliche Beträge an Eigenkapi ta.l. Sie 
beantragt daher, die Stadt Kiel ' möge Ginen weiteren Gesellschafts­
anteil mit 1 Million DM übernehmen . Auf den Gesellschaftsanteil wer- 1;1\ 
den angerechnet die der ' Kieler ilVohmmgsbaugesellschaft als Zwischen­
kreditezur Verfügung gestellten Darlehen mit umgewertet 

221.000 'DM , 
312.000 DM 

und' res'tl. 14.'750 DM 

547.750 DM 
=======;-;:=== 

Mit dieser Einzahlung auf den neucn Gesellschaftsanteil wird der 
Eigenkdpitalsbedarf der Kieler Wohnu..l1gsbaugesellschaft für das Rechn. 
J~lr 1949 gedeckt sein, so daß voraussichtlich in diesem Rechnungs-
j "l,hr wei terc; Einzahlungen auf den neu en Gesellschaftsanteil nicht 
l: r:t'orderlich werdell. Wann weite!'e Einzahlungen auf den neuen Gesell­
schafts:'l11"Ce:i.l geleistet werden sollen, kann späteren Verhandlungen 
vorbehal ten bleiben. 
+) wohn.ungsbaugesellschaft der Allgemeinheit der wohnungslosen Kielar 

Weg e n e r 
Ratsherr 



Finanzausschuß 
Kämmeretver waltung Kiel, den 6. september 1949 

Drucksache 540 

Betriff,t: Aufräumungsarbeit t-.:n -als Demont age folgen zur Gewinnung 
--~.~ ~.- -~r'von rndustriegelänue Ciuf deri werftgebieten des Ost-

- ufers im Rahmen. der wertschaffenden Arbeitslosenfür-
sorge. 

Beriohterstatter: Stadtrat 'Sohatz . ... _._ .. _----~ ....... ~~-----.. -
~ntra~: ' 1. Grundsätzliche ZLlstimmung zur Durohführung der fUr 

. die Ansiedlung neuer Industrien auf den freigegebe ­
nen strecken des ostujfers erforderlichen Aufräumungs­
arbeiten im Rahmen der wertschaff'enden Arb8it s louun­
fürsorge. 

2. Vorsorgliche GenehLnigWlg zur 'Aufnahme'des vom Ar­
beitsamt alS' Grundförd f~rung bewilligten Darlehens 
von 237.000,- DM bei einem Zinssatz von 4 % p.a. 
zuzüglich ~4 % Verwaltungskostenbeitrag mit elner 
Laufzeit von 15 Jahren unter Einschaltung zweier 
zi.ns- u,nd tilgungsfreier Jl:.Ihre. 

3. Das Darlehen ist in die Nachtragshaushaltssatzung 
einzubeziehen. 

Begründung 
-':'-8--------

Die Stadt K:i.el fUhrt seit längerer Zeit V8rhan.d lungen libe:r die 
Finanzierung der Auf'r:j,umungsarbeitell auf dem freigegebenen 
Werftgelä,:nde des Ostufers • Es handelt sich um das Gel :~ nde zwi­
schen der Elisabethstraße und der Kaiserstraße und um''' (:; inHn 
Teil de s Hauptgeländes der Deutschen worke, de s sen Freigabe in 
KUrze erwartet wird. Es ist in Aussie ht genommen, einen ',rei l 
dieser Arbeiten mit Hilfe der wertschaffenden Arbelt s losenfür ­
sorge unter Beteiligun6 der Deutschen Werke durch~~uführen. 
Maßnahmen der würtschaffenden Arbeitslosenfürsorge können nach 
den ge8etzlicher~ Bestimmungen nur von öf fentlichen rrrägern 
durchgeführt werden. Aus dies~m Grunde mußte die stadt Kiel 
b~i i.hren Verhandlungen mit dem Arbeitsamt zuni uhst selbst al s 
Trägerin der Maßnahme auftreten. Dus A):'be itsurnt ha t die Stadt 
L(iel kürzlich davon in Kenntnis gesetzt, daß folgender Finan­
zierul1gsp1an aller Vorauss~cht nach genehmigt werden wird: 

Grundförderung ' als Darlehen ••.•••••••••••••• 237.000 DM 
verstärkte F~rderung als verlorenor 
Zusohuß ••••••.••.•••••••••••....•••••••••••• 510.024 DM 

Eigenanteil d.Stadt 46.689 DM 
Anteil d. Deutschen . 
~"Terke 140.067 DM . 186.756 DM .,- - .. _ .. __ .... -.---...----_._ .. _ .... .. _--- -.-.. 

Gesawtkosten 933.780 DM 
----- --- ---------- - ---

Beschäftigt werden hi dieser Maßnalune vorausachtlieh 
237 Arbeitslose für 200 Arbeitstage. 

Die --



Die Verwaltung ist bemüht gewesen, diese Mittel bis zur end-
giil ti'gen Entscheidung durch die Stadtvertretung beim Arbeit s;.::unt 
sicherzustemlen. In den weiteren Verhandlungen mit dem Ober­
finanzpräsidenten und den Deutschen Werken wird die verwaltung 
versuchen, daß die vorn Träger der Maßnahme aufzubringenden gigen­
mittel yn Höhe von 20 ;10 und die Darlehensverpflichtung VOll 237.00u 
DM der . Stadt von der Ha.nd gehalten werden. Im Einvernehmen mit 
dem Herrn Wirt~chaftsm~ni6ter soll angestrebt werden, rür die 
verwertung des Geländes am Ostufer Hine Gesellschaft zu bilden, 
an der das Land, die Stadt und soweit mö81ich auch der Obe:r:f'i­
nanzpräsident beteiligt sein sollen. Die Landesregierung wiirde 
sich in diesem Falle dafür einsetzen, daß diese neu zu bildende 
Gesellschaft die für die Rä~ung aufgenommenen Darlehen übernbmnt 
und dadurCh die Stadt Kiel wieder entlastet. Dis dahin dürfte 
nichts dIlderes übrig bleiben, als daß die Stadt Kiel die schuld­
verpflichtung gegenüber dem .4X"beitsamt eingeht. Nach Angabe de s 
Arbeitsamtes besteht sonst die Gefahr, daß anders über d1.e Det l'!'i- J 
ge disponiert wird. . . j 

Die zur Durchfahrung der Maßnahme erforderlichen Mittel sind i m 
Haushaltsplan noch nicht vorgesehen. Zur haushaltsreohtlichen 
Hegelung bedsl'f es eines Nach tragshaushaltsplanes. 

s c hat z 
Stadtrat 



S t a d t K i e 1 
Der BUrgermcistev Kiel, den '31. . ~ugu:Jt 1949 

!t~~~!f:~ ' "'j;iederho1ungswahl im We.hlbezirk 22 - Holtellau. 

Berichterstatter: BUrg~rmeister. 
------.....~ ... ..,....,...-........--

Zustimmung, d a ß die Wiederholungswahl im Wahlb ezirk 22 
(Holtennu) nls gültig angesehen tat. EinsprUche sind 
bis zum Ablauf do:r gesetzlich vorgesohriebcnen Frist 
nicht erhoben worden. 
Gewähl t wurde der CDU-Kandidat Ra.tsherr He:rm <-m!l SiJ.gcr. 

Dr. J G S c h k 0 
Bürgermeister 



S t a d t K 1 .e 1 
Der BürgermGister Kiel, den 31 . ~gust 1949 

Betrifft: Ersatz eines aCl.sscheidGnden Ratsherren. -........ --
Berichterstatter: Bürgermeister. 
~-----.-"",, ~ •. ----.-"- ''''-
Antraßt Anstelle des ausscheidenden Ratsperrn Paul stech 

- wird Herr Hans T h a d d a y , Kiel-Friedrichsort, 
Grüffkamp 16b berufen . 

Begründung 

Ratsherr S t e c h is~ zum Abgeo~dneten des Deutschen 
Bundestages gewählt :worden. · Er legt aus diesem Grunde soin 
Amt als Ratsherr der Stadt Kiel nieder. 

Nach § 38 des Wahlgese tzes für die Gemciroe- und Kreisver­
tretungen vom 15.6.48 ist aus der Parteienliste zur Kommunalwahl 
am 24. Oktober 1948 ein .Vertreter durch die Stadtvertretung zu 
berufen. 

)) 

Die SPD-Hatsherrenfraktion schlägt anstelle des ausscheidenden 
Ratsherrn Stech Herrn Hans Thaddäy, Kiel-Friedrichsort, Grüff~8mp ' , 
16b, vor. 

Dr. J e s c h k c 
Bürgermeistor 



S t ~ d t K i e 1 
Der Bürgermeister 

Drucksach0 543 

Kiel, den 31. August 1949 

Betrifft: Umbesetzung von Ausschüssen. 
- -~ 

Berichterstatter: Bürgermeister. -- ... _. __ .-- -
4?tra~ Zustimmung zur vorgeschlagenen Umbesetzung wie folgt: 

5) 

Ausges.9.hieden: 

Neu: 

Hauptausschuß für soziale Verwaltung und 
Flüchtlingsrrfßenm~> 

Ratsherr Paul stech, Kiel, Alte Lüb.Chaussee 16 (SPD) 

Herr Hans Thadday, Kiel-Friedrichsort, 
GrUffkamp l6b (SPD) 

5 b) FIUchtlingsausschuß 

Aus ge sc.~i..eden : 

peu: 

Ratsherr Paul Stech, Kiel, Alte LUb.Chaussee 16 
(SPD) 

Herr Hans Thadday, Kiel-FriedriChsort, 
Grüffkamp l6b (SPD) 

8 c) Schli_cn tungsstelle für Woh.~~sange18genhei t.8,n 

Ausli.e~9~~.!:."d8n: Ratsherr Faul stech, Kiel, Alte Lüb.Chaussee 16 
(SPD) 

Neu· --...:. 
Herr Hans Thadday, Kiel-Fr1edrichsort, 

GrUffkamp 16b (SPD) 

Dr. J e s c h k e 
Bürgermeister 



S t a d t K 1 e 1 
Der OberbUrgermeister Kiel, den 15. september 1949 

~~ Drucksache 542-
(PUnkt 15) der Tagesordnung) 

Betrifft.:, Umbe setzung von Ausschiissen. 

!erich~r~tatter: Oberbürgerme i ster. 

Antra~: Zustimmung zur vorgeschlagenen Umbesetzung: 

2.. d Beirat für Krie~sbeschädigte und. Kriegshinter­
liebene 

ausgeschieden: Ratsherr Paul stech, Alte Lübecker 
Chaussee 16 SPD 

neu: Ratsherr Anton Müller, Ellerbek 
Hagener str. 61 SPD 

_.~ b F1üchtlingsuasschuß 

Flüchtlingsvertreter: 

ausgeschieden: Hans Thadday, Kiel-Friedrichsort, 
Grüffkamp16b SPD 

neu!' Erich Gneise, Kiel-~ort, 
Barackenkolonie 

Begründung zu 5 b: 
-------------------~ 

S~D 

Der Flüchtlingsvertreter Hans Thaaday ist anstelle des ausscheidenden 
Ratsherrn Paul Stach als Beisitzer in diesen Ausschuß gewählt worden. 
Als neuer Flüchtlingsvertreter ist Herr Erioh G n eis e benannt 
Worden. . . 

Gay k 
Oberbürgermeister 



Stadt K " 1 er 0 . 1. e 
berbürgermei ~Jter Kiel, den 19. September 1949 

Zur Drucksache ~3 

(Punkt 15. der Tagesordnung) 

~etrifft . Umbesetzung von Ausschüssen. 

~erichterstatter: Oberbürgermeister 

!!ltr'ag : Zust i mmung zur vorgeschlagenen Umbesetzung: 

~sge8chieden: 

Neu· 
~ 

~sgeschieden: 

!!.eu: 

~oforthilfe-Ausschuß I ., -

Joachim Steffen, Kiel, Steinstr. 4 

Grete Boger, Ki3l, Schweffelstr. 17 

Soforthilfe-Ausschuß 11 

Willi Engel, Kiel, Virchow~str. 16 

Fra.u Frieda Dräger, Kiel, 
Düvelsbeker Weg 31 

Gay k 
Oberbürgermeister 

SPD 

SPD 

SPD 

SP D 



Hauptausschuß fUr 
Personalfragen 
Personalamt 

Drucksache 502 

Kiel, den 20. August 1949 

1!etrifft: übernahme der technj.schen Durchführung des Lohnab·· 
zuges für eine Erwerbslosenbespeisung durch den 
Deutschen Gewerkscha~tsbund. 

Berichterstatter: stadtrat Hartmann 
Antra&: Der Antrag des Gesamtbetriebsrates, den Lohnabzug 

für die Erwerbslosenbespeisung des Deutschen Ge­
werkschaftsbundes durch die städte Gehalts- und Lohn­
buchhaltung vornehmen zu lassen, wird abgelehnt. 

Begründung 

Durch den Beschluß einer Betr~bsrätekonferenz .aller Betriebe 
Kiels wurde der Deutsche Gewerkschaftsbund beauftragt, eine Er­
werbslosenbespeisung durchzuführen. Die notwendigen Mittel ~ur 
diese Bespeisung sollen von den in Arbeit stehenden aufgebracht 
W~rden. Nachdem die Be spei sung jetzt durchgeführt wird, haben 
d~e städte Betriebe auf ihren Belegschaftsversammlungen den einw 

stimmigen Beschluß gefaßt, jedem Arbeit~nehmer (Beamten oder An­
gestellten und Arge i ter) clnrch Lohn- oder Gehaltsabzug monatlich 
0,40 DM einzubehalten und den dadurch anfallenden Betrag über das 
10hnamt an den Deutschen Gewerkschaftsbund abRuführen. Der Abzug 
ist freiwillig und wird von denen erhoben, die sich dazu bereit­
erklärt haben . 
Der Betriebsrat stellt den Antrag, die technische Durchführung 
des Lohnabzu~auf die Stadtverwaltung zu übernehmen. 
Gesetzliche Vorschriften stf:hen nicht entgegen. Die Möglichkeit, 
den Lohnabzug von dem Gehalts- und Lohnamt vornehmen zu lassen, 
ist organlsatorisch und maschinent echnisch gegeben~ 
Dem Antrage des BetrIebsrates hatte der Hauptausschuß für personal­
fragen in seiner Sitzung am 20.7.49 entsprochen. Nachdem jedoch in 
Erfahrung gebracht worden war, daß es sich nicht um ein allgemeines 
Hilfswerk, sondern nur l~ eine Bespeisung der erwerbslosen Gewerksch. 
Mitglieder handelt, wurdo der Beschluß in der Sitzung a.m 27.7.49 wi­
derrUfen. (Abstimmungsergebnis 2:1 bei einer Stimmenthaltung) 

Der Oberbürgermeister hat in einer Bemerkung zur Sitzungsnieder­
sChrift von 27.7.49 g~beten, die Frage des Lopnabzuges für die Erwerbs­
losenbespeisung der Kämmerei zur Beratung und B ~ schlußfassung zuzu­
l~iten. Dem Hauptausschuß für personalfragen wurde hiervon in der 
S~tzung am 10.8.1949 in Kenntnis gesetzt. 

Hartmann 
Stadtrat 

Die Kämme:::-ei hat am 13.9,1949 beschlossen, den Antrag des Gesamt­
betr:ie bsrates anz-ynehmen und den Lohna.bzug vo:rnehmen zu lassen. 
D~raufhi.n hat Stadtrat He.r tm ann nach § 11 der Verfassung der Stadt 
l(~el beantragt, die Entscflsidung der Stadtvertretung herbeizuführen. 



Finanz~u3schuß 
Grundstücksmmt 

Kiel, den 30. j\ugust 1949 

Betrifft: Austausch des st adtüigenen Gr undstücks Lorentzendamm 21 
- gGgen Lorentzendamm 25 (Dr . Knerger). 

~ri~~~~~t~tter: stadtrat schatz. 
bntraß: a) Das stadteigene RuinEngrundstück Lorentzendamm 21 wird 

gegen das Ruj.nengrundst ück Lor entzendamm 25 - Eigen­
tümer: Dr.med. K D. () r ger - be i einer BGwertung 
der GrundstückG mit je 36.363 DM schlicht um schlicht 
ausgetauscht. Verzicht der Stadt duf die Bestellung 
eines Vor- und Wiederkaufsrechtes an dem Grundstück 
Lorentzendamm 21. übErnahme der Grunderwerbsteuer 
für beide Grundstücke durch die Stadt, f alls die 
Grunderwerbsteuern nicht niedergeschlagen werden. 

b) Die für den Aust au sch erforderlichen Mittel mit 
5.091 DM (Grunderwerbstouer für be ideo-Grundstücke) 
_ 409 DM tGerichtskosten - Umschre i bung - Aufl a ssung ~ 
5.500 DM Unvorhergesehenes-) 
werden bei der neu einzu.richtGnden Haushaltsst t::. lle 
V 920/169 bereitgGstGllt unt er Entnahmu aus V 920/120. 

Begründung 
--_ .... --- --_ ... -

Die Stadtverwaltung bomüht sich se it langem, das Grundstück 
des Dr. med. K a erg er, Ki el, LorGntzendamm 25, zu erwer­
ben. Dr. K •. ist zur Hergabe seine s Grundstücks im AUl?tausch 
gegen das stadtGigene Ruinengrundstück Lorentzendamm 21 schlioht 
um schlicht bereit. Er will auf dem Grundstück Lorentz~ndamm 21 
seine privatklinik errichten und mit der Bebauung im Einver­
nehmen mit der Stadtplanung sofort begi nrlen . Da Dr. Kaerger 
sein Grundstück frei von grundbuchlichen Belastungen übereignet, 
besteht GI' darauf, daß ihm auah das stadteigene Grundstück 
lastenfrei übertragen wird. Aus diesem Grunde und weil der 
Austausoh überwiegend im InterGsse der Stadt Ki el liegt, hat 
der Fina.nzausschuß in seiner lGtzten Si '~ zung dem Antrage 
Dr. Kaorger's zugestimmt und auf die Eintr agung eines Vor-
und Wiederkaufsrechtes und die Aufn[mme einer besonderen Bau­
verpfliohtung in dem mit Dr. K. abauschließenden Aust auschver­
trag verzichtet. Ein beurl~ndetes Angebot liegt bereits vor. 

S c h a t z 
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li'inallZ F!Usschuß 
(jründstücksomt Kiol, dGll 3. Sept ember 1949 

D:t'uckf;;,chc; 1)25 --..... ..... .. _._ .. -.. .. .. , ~_. , '.- ._" ......... ._--

Betrifft: Verka.uf von 1~~3 , 2 tim. dur 0lw malige n Haf8ngasse ['.,n die S' 
----. -_._- provinzia l Le.bens-, Unfall und H8.f tpflicht-VGrsicro ru,ng 

anst alt in Kiel. 

Berichterstatter: Stadtr a t schatz. ---_.--... ,.. ---

:1 ) Ein.:3 Flüch,;? v on 1 23, 2 qlli dar ühmn . Haf0ngaSS(; nn d J.~ 
Provim~i~:.l Leben sversicherung i n Kiel Z"Wll Pre ise va.l 
50, - DM/qlll be i Barznhlung ZVJcd W~ hen nach l-\nnahm~ 
des Angebots zu v l:l'kauf'ell. l":ost e n des vertr'3.ges e J.. ll: ~ 
schlioLU ~ GrundGTvw r bsteuer und '~osteü der grund"bl1 Cr\i 
lichen Regelung zu L::"stün ddl.' Käufe "'in. 

b) De n KaufpT0is mit 6.160 DM bei de r IIo.ustF;l tsst0l1\) 
V 920/322 zu vere i nnahmen . 

Die provinzia l Lebonsve:csiche rlu.l.g mc.cllt d ie Zurückziehung ihre s 
Einspruches gegen die Aufhebung der H .... ,fengD,sse voh dem Vorko.uf del~ 
vorgena nnten Fläche dar el1f~m. Hafenga ssü zum pr0ise von 50,- DM/qlfl , 
abhängig. Sio ist zur St ellunG dieser Forderung . (V0rk!1uf zum prei

S
Stl 

von 50,- DM/qm) aufgrund dos Vertrages mit der Stadt Kie l von 192 
be rech tigt e Di(. schätzungsstelle h :J.t die abzugebende Fläche al.s 
Str .~ßen1 8.nd mit 47,50 DM/qmbewex t c t . In dom ./dlgebot, das bereits 
beurk:undet i s t, h ;ü sich dia V~rsicha:ruIlß vGrpt'licht8t, wenn das 
Nachbul'grul1clstück mit der f rUheren Bezeichnung Ha f eng:1SSG 4 -
Eigc ~1tüm0rin Frau Ottlo? - bebaut wird, die d:::mn Gnt st \~h endc Bc..u­
lücke durch einen BogeD mj. t oj.rlGm portrü z u schliel3en. Sollte di 0 
Ve r siehe rung das Nachb,qrgrundstück der Fra.u otte lJ rwerben und bO­
b nu 0n, ist sie v e rpflichtet, r~uf Wunsch der St 'ldtplnnung 3uch die 
Bnv.lücke zu schließ0n. Ferner h :ü sich die Versicherun C1' vur­
pfibichtet, die bereits entstnnd·0no n str:J.ß -:: nkost en für d ie AUßUSto " 
Viktoria -straßu, soweit s ie durch d~n Erwerb der Fläche der eham. 
Hnfengass e ~;nli0gI3r wird, zu z~l.hlen. sobald Eine Beb .3.uung im Sinne 
dos § 15 des strc~ßen - und B3.uf'luchtlinienge setz c s der Kauffläche 
vor·genommen wird. 

Ihren lf:inspruch gegen dü~ h.ufhobung d,.:r Hafengasse hat die ver­
sicherung zurUckgE.zogeno 

S c h t z 
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F'innnznusschuD 
Grundstüc ks~D.nt Kie l, den l~ September 1949 

Betri fft: Vcrk3.uf eil1E.1 s Baupl atzG S an d8n Ingenieur Johann Jöhnk, 
_____ _ M Cll"J der Herwa:r.thstT. in Holtenau. 

Berichterstatter: St adtrat Schatz 0 __ ... __.._..-r _____ ...... _ .. __ 

a) Eirwll B~uplatz in Größe von etwa 480 qm an de'r Her" 
warthst!:'" in Hol tenau an den Ingenieur Johann Jö bnk 
~zum PreJsG ,,,'on 1,80 "DM/qm mit Bauverpflichtung in­
nerhalb von zW0i Jahren nach Abschluß des Vertrages 
zu verkaufen. übernahme der straßenkosten durch den 
Käufer, sobald dj.o straße endgültig ausgeb o.ut wird. 
Desgl. übernahme der Rechte und Pflichten aus den 
K1Gingartenpachtverhältnissen durch den Käufer. nie 
mi t dem v ::; rtragü u..u.d sein0r Durchführung verbundenen 
Kosten einschl. Grunderw0xbsteuer, Vermessung und 
gruadbuChl " Hegelung zu Lasten d,3s Käufers. 

'b) Zahlung des Kaufge ldes mit 464, - DM zwei Wochen 
nach AnnrilimG des Angebots. Zahlung des Rest­
kaufgeldes i.ruv;;; rhalb eines Jahres nach Abschluß deS 
vertrages bei hypothekarischer Sicherung des Rest­
kaufgeloes. 

c) vereinnahmUIl$ de s Kaufgeldes boi der Haushaltsst el l e 
V 920/322. 

Bngrundung 

Auf dem Grun~. stUck soll ej n Ei nf,qmi 1 i enhaus errichtet werden. 
Die stadtplanu.ng h at ge ~(:>n die Veräußerung des Bauplatzes 
und seine Bebau.ung mit einEm Eillfamilienh6.us keine Beden­
ken. Da die straße W-l dieser st0l1e nur chaussiert ist, ist 
in dem ~ebot, das ber~ts in beurkundeter Form vorliegt, 
Zahlung der Straßenkosten vorgesehen, sobald die straße end­
gUltig ausgebaut wird " Im übrigen Abschluß des Vertrages zU 
den üblichen Bedin~lngon mit Vorknufsrccht, Ba~cGschränkung 
und Rlickaufla~sun,gevormürku'1g zu Gunsten der St adt. 

s c 11 atz 
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Finanzaussoh'aß 
Grunde tücks amt Kiel, den 7. september 1949 

Drucksache 529 

Betrifft: Bestellung eines Erbbaurechts f'ur d:1e Gemeinde F'lintbek 
an einer weiteren Teilfläche in Größe von etwa 6.000 q,m 
am kinterweg in der Sied~lung Flintbek voorde. 

Berioh~erstatter: Stadtrat Schatz. 

Antrag: ner Bestellung eines Wrbbaurechts für die Gemeinde 
Flintbek an einer weiteren 'reilfläohe in Grö ße von 
etwa 6.000 qm am Hinterweg in der Siedlung Flintbek/ 
Voorde ' !Ur die Dauer von 60 ~ahren bei einem Erbbau­
zins von 4 % des Durchschnittsgrundstückswertes von 
4, - DM/qm und Jchr wird zugestimmt. Sonst Erbbauvertr.<:.,s 
zu den üblichen Bedingungen. . 

BegIli,ndung 
-------_ .. - .. -

Naoh dem Beschluß der Stadtvertretung vom 21.7.49 soll der 
Gemeinde Flintbek das Erbbaurecht an einer Teilfläche des Grund-

stücks ,an der Straße LangstUcken in der Siedlung Voorde bestellt 
werden .• Die Gemeinde Flintbek hat nunmehr beantragt, ihr auch 
das Gelände sm Hinterweg in Größe von etwa 6.000 qm 1m Erbbau­
recht zu überlassen. Antragstellerin will beide ]'lächen baldmög'" . . 
liehst mit KleinsiedLungen beba~en. Sie wird dafür Sorge tragen. 
daß sich die geplanten Bauvorhaben dem Gesamtbild der Siedlung 
anpassen. Die stadtplanung hat gegen eine Bebauung der Resfflä: 
chen kej.ne Bedenken, wenn der Charakter der FinnenhaussiedlUD8 
gewahrt bleibt und die einzelnen Grundstüoke ihren ZUgang von 
der zu ~chaffenden Verlängerung des Hinterweges aus erhalten. 
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Finanz ausschuß 
Grundstücksamt Ki e 1, (kn '7. 

\ 

Drucksache 531 ._---,,----_. 

S'Jptemb~r 1949 
/ 

Betrifft: Bestellung eines Erbbaurechts f ür Wichrnann und Gött.scha, 
-_.~-- speckenbeker Wog 107 und 109. 

Be~icht~rs~~t~~~ stadtrat Schatz. 
I 

.t)E.tr~ Der Boste11ung eines Erbbaurechts für WichInann und 
·Göttscho an den GrundstückE.:u Speckenbeke r weg 107 und 109 
auf die Dauer VOll 60 J·ahren zu einem Erbb c'..uzins von 5 7~ 
des Durchschnittsgrundstückswertes von 0,60 DM/gm und 
Jahr wir·d zugestimmt. DE;m Antragstiulkr ist die Ver­
pflichtung aufzuerlegen , 'innerhalb von 5 J ahren auf den 
Grundstücken ein massivus Gebäude i.m Einvernehmeh mit 
dor stadtplanung zu errichten. Sonst Abschluß des Ver­
t~ag8s zu den üblichen Be dingungen. 

Begründung 

Dia Antr ar:; s t·, . .d lc :r Wichmt':t.nn und Göttschc hllb0n d:L e Grundstücke l 
SP '~ 0kenb E; kor \'le g 107 und 109 seitdem J a hr '3 1947 von der stadt IC1e 
ßep 3.Cht 2t u.r:d d '::'~J Ge ländl.' , d:=ts seit dom J ahre 1920 Dauerweide war, 
'ü.r1) .::.r gemncht. j\uf jedem Grundstück bef.indet sich eine ehem. RAD-­
Bar (~Lckü, die die Pächt or ber eits ßeit dieser zeit ' bewohnen und 
nunm '; llj~ von de r Lcmdüsr egierung käuflich erwerben kötmen. Die Be'" 
schaffu.n[~ d8r für den Erwerb dieser Bnrncke!l erforderlichen Mittel 
ist il11'Km 1:'U1' möglich, welln ihnGn an dem Gelände ein Erbbaureoht 
büstnlJt 1JIürd . Die stadtplanung hat gogen e ine Überlassung d~s 
Grundstücks :Lm Erbba.urecht lwln.e Bedenken, wenn di. e Antragstellet 
innerhalb von 5 Jahren· uuf dem Glä,llde ein massives Wohnhaus er:-· aß' 
!.'ichten. Btüde Antrae;stel1er wollen diese Bauvurpflichtung erfüll 

Wiohmroln ist kWlfm . Angestellter und hat ein monatl. Nettoein- t 
kommen von etwa 350,- DM. Er ist 35 Ja.hre alt , verheiratet und ll~ 
4 Kinder. J,ngtragstoller Göttsche l;st Kuufma..-m und hat ein mona~l' 
Einkomnlon von ca 250, - bis 300, - Dl\1 . Er ist 37 Ja.hre alt, verhe,J." 
r::ltet W1d hat 5 Kinder , 
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Finanz au s schuß 
Grundstückönmt Kiol , d Qn 7. Septembor 1949 

~etri!..ft: Hoimfr:lllrech t bl:tr. d (ls Erbbaugr'l..1.nds tück Vli apenIcroog )8 

~e~2h~~statter: Stadtrat Sch~tz. 

!~trag: - Dem Abs'chluß eines Prozeßv8rglt:;ichs gern . dem Vorschl ntj'lJ 
des syndikats wird zugi..:stimmt mit dor Maßgabe, daß 

1) der Ladenanbau, sobald GS die Stadt vl;)rL:'U1gt, j Gd e::r ... 
zeit und entsch&digungslos besGitigt we,rden muß, 

2) diG ,Erbbauborechtigten für die Zeit vom B8 bi ,nn dGr 
lqutzung des Anbaues bis zu SOÜ1(;r völligen Bc sc:i tie}l.:'..g 

' eine j'=i.hrliche Anerkennunl5sgeoüh:r von 200, - DM , __ ~Ü die 
Stadt Kiol zahlen. 

Begründung 
-------------

,Erbb aubGr8chtigte sind die Eholeute Le ichtfuß. Ihr schwi eger­
sohn 1~ ies8 h a t ohne GCrl(.hmigung des Bnu 3.u fs ichtsamtes auf dem 
Grundstück ein0!l Lad(m ~ngeb'O.ut und d [lrill Ende Oktob.Jr 1948 , Gin 

, LubE;nsilli t;telg,: schäft eröffnet . Dle Erbb auber(;ch tigten haben in 
gröbst,;:c \:f :; is \~ gegen , qie BüstimmungL'n dos E:rbbuurechtsvGrtrags s 
vorstoß r::Jl1. , ind~m sie diese ei6(jnmJ:~chtig c: Mc.1ßJ:\ahme geduldet habon. 
Dar nufhin h t::\ben der FadJ:n.ausschuß für GrwHlstücksv,; rwul tung E:.1J1l 
27.8.1948 und der H.:.lul't .'J.usschuß "für Stndtttlanung tun 1.10.48 be- , 
schlössen, da s Hoim±" : ll:recht aus~uübca, wS':m der Sadeu anbau nicht 
J,l;l.nerhalb 8iner gestell t Gn Fr ist abgnbrocht::n würd'e . Spüter h a t 
da s Be.u aufsichtsamt ["uf wiGdorhol t 8 gingo,b8 dGG , ;rliese sich d.:.unit 

' E..'inv8rst :V1d8n erklärt , den IJ <:Ldontmbnu zu dulden, bis der für Hof 
Hnrnmcr t;l:pl&.n t G Geschäf'Lsblock fertiggc 'ste,ll t ist. D.:lS Bau ,tuf­
~icht s, \lll'G begründete seinen St .:mdpunkt dama ls damit, daß 8S volkS" 
wirtsch,1Jftlich nicht v(;rtr8tbar sei, wenn der Ladenanb rLu, der 01'" 
non B':"'l;L.l.wert von ).900, - DM hn t, abgebrochen wird. .nuf' orneute Vor" 
lagE: b(;.im Fc.chnusschuß hielt dieser seinen Beschluß auf AusUbu.n5 
d0 s H8imf'.:ülrech ts aufrech t. Die St adtvortre tung h ut in ihrer 
SitzWlg vom 21.2'.49 beschlossun, da,ß das Ht:irnfa llrecht nusgeübt 
werden soll .. Dc. die EI'bb nuborechtigten der Aufforderung zur nUck "" 
üb0rtrabU-~$ dos Erbb~ur0chts nicht entsprochen h aben, ist Kl~~d ~ 
g0g8n si(; ürhobün worden. In ihrom N '~men h ::t Wi~so 1m pl'ozeß ,d.ntt t 
V8rgl~ichsvorschl :\g gGmncht des Inh ~ 1 ts, d :'l.ß der Lf'.dennnb au Wi~ .. 
b(; se iti i~ t wird, ' so?a.ld eine' Ve:x:legun6 dOs, Geschäfts bui Dturoh ,., t 
rung der J?1 a:.1ung fUr don Guschaf'tsblock mö glich ist. Das syndiJc .. , 
nimmt hi l·~rzu wie folgt Stellung: 

" Wir halten dafUr, daß eine vergl (~ichsweise Regelung , durob 
die die städte In'L e ressen voll berücksichtigt werden, nicbt 
abgelehnt werden ;3 011 te. "ir bemerken indes zu dem Ver-
glE- ichsvorschlag folgendes : Der - -



Der Ladenanbau muß beseitigt werden, sohad die Stadt es 
verlangt. 
Es muf3 dafür eine besondere Grunddienstbarkeit einge-

' tragen werden mit der Klausel, da ß im Falle der Nicht­
'beseitigung des ~lbaues der Heimt'allanspruch der Stadt 
automatisch in Kraft tritt. Die prozeßkosten mpßten 
selb stberständlich von der Gegenseite getragen werden." 

Der Finanzausschuß hat dem Abschluß eines prozeßverg1e ichs 
entspreohend -dem Vorsohlage des ~yndikats zugestimmt, jedoch 
mit der Maßgabe, daß der Ladenanbau, sobald es die Stadt Kiel 
Verlangt , "jederzeit und eiltschädigungslos" beseitigt werden 
mUß und die Erbbauberechtigten fUr den Anbau eine besondere 
Anerkennungsgebtihr zu zahlen haben. 
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Finanzaussohuß 
;.. Grundstüoksamt 

K~el, den 7.Septernber 1949 

Botrifft: 

Druoksaohe 537 

Verkauf Straßenland Haßstraße und Tausoh Markt l '~ 
mi t Engel und ) 
Austausoh Markt 11, Haßotraße 2 und Kl ost erki l'ohhOf 
gegen S.tr.aßenland mit Dr. HUdel. 

Beriohterstatter: Stadtrat Sohatz 
Antrag: a) Zustimmung zum Verkauf von etwa;, 85 qm straßenlancl 

Haßstraße und' einer Teilfläohe von etwa, 6 orn 'I[(1flJ 

Grundstüok Dr.Rüdel an den Kaufmann MF.l.l"tin"'EngeJ., 
KielJ.. Dänisohe straße und Ankauf von e'l;wa 10 qm , 
von ~nge1. . ~ 
,Engel zahlt einen K@,llfpreis von 10.000 DM • ZrJll~'r; 
weis e ': 4;000 DN bei Baupeginn, ':3.000 DM naoh' 5 '1~'~' 
ren und 3.000 DM na ch 10 Jahren. V'erzinsune 4 Yr.. I 

Die Grundr;tUoke werd en pfand- und Il.l.stenfr0i tibet· ... 
geben. " 

b) Zustimmung zum Ankauf e'iner Teilfläche des Grundst~ 
Markt 11, Hc3,ßstr~L:.ße 2 und Klosterkirohhof 1) Eigft~ß 
tümor Apotheke+. Dr.Hüdel, Kiel, HolstenbrUo!Ce, ßr 
371 qmJ.. gegen Ubereignung einer Straßenfläohe VO~O~ .. 
etwa. 9~ qm. Die Stadt ,zahlt 3.000 DM zu und verZ1J~ 
tet darauf, für Arbeiten die in den näohtlten 2; 
ron aus.gefUhrt werden, straßenkoGten zu erheben. 
Die Grundstüoke werden pfand- und lastenfrei übet ... 
geben.' t'" 
Die V'o reinnahmung bezw. Verausgabung der Mittel C 
folgt beim Tief'bauamt. 

~~g;;:g!!5!~g __ _ 

Aus städtebauliohen und verkehrst eohnisohen Gründen i.st die ,D8 
Verlegung der IIaß,Jtraße in' der Weise geplant, daß die HeJ.38t~ ... 
Uber das Grundstüok Haßstr.2 geführt wird und in den Klogte 
kirchhof' oinmUnd'et. it 
Die An- und Verkaufspreise sind von der Schätzungsstelle In 
Schätzung vom 23.5.1949 vorgesohlagen worden. . 
Di e erforderlioh'el'l' Ankäufe' sollen aus dem Verkauf an Engel 
finanziert werden. 
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Finanz aus schuß 
GrundstUcksamt Eiel, den 7. September 194-9 

Betriff!~ Grundstückstausch Fleethörh 26 mit der Firma AUß.Hccht 
und Sohn 

Bericllterstatter: stadtrat Schatz. _._- '.-.... ..... _ ..... _-...--...-. 
APt~a~ soweit dia vo~ der Fa. Aug. Hecht & sohn abzugebenden 

Flächen durch Austauschflächen nicht voll gedeckt werden, 
ist von der stadt an die Firma eine angemessene Entschä- ' 

. digung zu. zahlen, sobald die Auflassung der Austausch" , 
fläch8n erfolgt ist. (Ergänzung des Bescb].usses der stadt'" 
vertretung vom 17.3.1949 ) 

Begründung 

, 
Für das Bauvorhaben der Landeszentralbank SOWi0 die Verbreiterung 
dor F10ethörn ist ein Fläch0naustausch mit dem Grundstück Fleothörn 
26 der F'irma Aug. Hecht &, sohn erforderlich. Die Stadtvertrotung 
h.'J.t dom Grundstückstausch durch BeschlufJ vom 17.3.1949 zugestiIllIIlt. b" 
15091 der Vo:cl3go war davon ausgegangen worden, daß sich die AustaUSO 
flächen wertmäßig tlusgleichen. Nach inzwisohen erfolgten ÄndelUnga~ll,1 
.Ln den Größenverhältnissen der Austauschflächen wird die Firma vors. 
sichtlich etwa 69 qm mehr llbgeben, 318 sie im Austauschwege zurüok-
er~ält. Die genaooGröße der überschießenden Fläche wird 'noch a 
Durchführung der Str3ßenverbraterung festg~stellt. Die vertrag110~ 
R8gelung soll aber schon jetzt durchgeflihrt werden, da der Erwerb a 
der flir das Bauvorhaben dGr Landoszentralbank benötigten Fläche z~ ~ 

, übereignung an diese erforderlich ist. Die Grunderwerbsmittel werde 
nach endgültiger Feststellung der Größe der Austauschflächen anga~8 
fordert werden . Der Bemessung der EntSChädigung wird der ortsüb11 
preis zu Grunde gelegt werden. 
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Anwesenheitsliste 
-----~~~-----~~~--~ 

Sitzung der St dt 
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Lt.d. Nr. 

27,. 

28. 

• 

;8. 

40. 

41. 

42. 

44. 

, , 

Name 

• 

Pfefter 

Rassmuss, Dr". 

Sa~er 

Sartor1 

Schatz 

Sohm1dt 

Schmuck 

• 

Sehrt:> der 

Schubert 

Schweim 

Sievers 

Stada 

stach • 

, 
• 

• 
, I 

~~!lde • • • 

Wegeneli • 

Willl!Ineit 

WUstenb~rg 
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i e der s c h r i f t 

über die 'Sitzung der Stadtvertretung, Donnerstag;d. ~; . 9 . 49 , 
Rathaus, Ratssaal. ~ 

Beginn: 15.00 Uhr ' Ende: 16 .25 Uhr 

Anwesend: Oberbürgermeister Gayk, Bürgerme ister Dro Jeschke. 

stadträte: Hartmann, Dr. Hell, Köster, owalewsky, 
Langbehn, Lüthje, Sartori, Schatz, Schubert, 

·stenberg. 
Ratsherren: Book, Frau Braue~, Breitenstein, ischer, 

~raber, Henningsen, Fr au Hinz, Kdchling, 
v. Köller, Frau Kühl, IUetscher , Kuhn, 
Dr .• Lindemuth, Lüdemann , Lütgens, Marth, 
Muller, NOlte, pfef fer, ager, s chmidt, 
schmuck , Frau Schröder, s chweim, Thadday, 
Thiede, wegener, Nillumeit, Stade. 

Es fehlen entschuldigt: Ratsherren Dr. RaSmus} 
Slevers/ Frau Dr . portofee. 

Die Verwaltung ist vertreten dur ch: Oberstadtdirektor 
Lebmkühl, s tadtdirektor Fischer, stadtkäm­
merer Dr . FUchs, Stadtbaudirektor Jensen, 
Oberbaurat Willing, Stadtschulrätin Jensen, 
Oberverwaltungsräte: Böttcher, Koeppen, 
Mandelkow, puls, Verwaltungsrat Borchert . 

Als Vertreter der Mi~itärregierung: Kreis Resident 
Offloer Thompson. 

Vorsitzender: Oberbürgermeister Gay k 
scnrlftf'tinrer: Stadtinspektor ICnuth . 

- - -
1. ~etrifft: rsatz eines ausscheidenden Ratsherren. - Drs. 542 -

_erichterstatter Bürgermeister4 . 
Antra~: Anstelle des ausscheidenden Ratsherrn Paul stech wird Herr 

Hans Thadday, el-Friedrichsort, Grüffkamp 16 b berufen. 
· 0 b erb ü r ger m eis t e r verliest ein Schreiben des 

Ratshermstech, in dem dieser mitteilt, daß er auf Grund seiner 
Vahl in den Bundestag sein Amt als R~tsherr niederlegt. 
Beschluß: Nach Antrag. ' Anschließend vereidigt Oberbürgermeister 

den Ratsherrn T h a d ~ d a y auf sein ~t. 

§~~q~~!~~!~~~_M1~~~!!~ . , 
Jahresrechnung 1939 und 1941/46 
o b erb ü r ger m eis t ergibt bekannt, daß die Entla­
stungsbeschlüsse der tadtvertretung über die Jahresrechnungen 
1939 und 1941/46 durch Erlaß der Landesregierung vom 3.9.1949 
bestätigt worden sind. . 

Kenntnis genommen -

2. 
- 2 .. 
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2 . tadtvertretun 
vom 

• • .. I. 

Gegen die iederschri~t über die Sitzung der Stadtvertretung vom 
18 .8.1949 werden keine Bedenken erhoben. 

3. Betrifft: Verw?ltungsgebührenordnung . - Drs . 539 -
Berichterstatter: stadtrat Schatz . 
Antrag: Die anliegende VerNaltuDgsgebührenordnung der Stad,; Kiel 

wird genehmigt. 
stadtrat S c hat z erläutert an Hand der schriftlichen "or­
lage und ~eist darauf hin, daß die vorliegende Verwaltungsge­
bührenorenung den auf Grund der veränderten sozialen erhält­
nisse von , vielen ieler Bürgern gestellten Anträgen we~ehend 
entgegen-gekommen ist . 

Beschluß: Nach Antrag. 

4. Betrifft: Wahl von -ertretern der Stadt Kiel für den Schleswig­
Holsteinischen tädtetag.1949. - Drs . ~ -

Berichterstatter: Oberbürgermeister. 
Antrag: wähl von 6 stimmberechtigten Vertre~ern der Stadt 

Kiel . 
Wahl weiterer Ver treter 0 h n e stimmrecht nach 
Vorschlag der lt' raktionen . 

Beschluß: Als Vertreter der Stadt Kiel werden gewählt: 
a) stimmberechtigt: ­

oberbUrgermeister Gayk 
Jstadtrat Köster 
Ratsherr schmidt S D 

J Bürgermeister Dr. Jeschke 
JRatsherr Köchlin$ 
"Ratsherr l1egener CDU 

b) nicht stimmberechtigt: 
JRa,;sherr Botik 
vRatsherr Müller SPD 
JRatsherrin Brauer . 
JRatsherr sager CDU 

5. Betrifft: Ver~gung eines Teiles der Haßstr . und Änderung der 
Fluchtlinie . - D~s. 499 -

Berichterstat ter: Stadtrat '.Vlistenberg . 
Antrag: Es w~ra beantragt, entsprech~nd dem in der Sitzun ' aUs ­

hängenden Entwurf des Stadtplanungsamtes 
1. a) die am 27.11.1899 für einen Teil der Haßstr. för~~ 

lich festgestellte luchtlinie au f zuheben, 
b) die für den Klosterkirchhof am 25.6.1898 förmlicb 

festgestellte Fluchtlinie teilweise aufzuheben, 
c) . für ~eile der Haßs r., des Klos~erkirchho es und 

des Alten Marktes neue Fluchtlinien festzusetzen, 
2. den Teil der Haßstr ., der . auf den Alten arkt mündet~ 

als öffentlichen Yeg einzuziehen und die über die 
Grundstücke der igentümer Schmielau und Er. Rüdel 
neu zu bauende straße mit der Einmündung auf den 
Klosterkirchhof als öffentlichen ~g zu erklären. 

Beschluß: Nach Antrag. b . - 3 -
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6. Betrifft: Einziehung eines Teiles des Mühlenbaches und der Hohen 
straße . - Drs . 483 -

Berichterstatter: stadtrat ' üstenberg. 
Antrag: Den größten Teil des Mühlenbaches und die Hohe straße 

- entsprechend ausliegendem Lageplan als öffentliche 
straßen einzuziehen. 

Beschluß: Nach Antrag . 

7. Betrifft: Fluchtlinienänderung der ~erftstraße und Schönberger 
straße. - D s. 518 -

Berichterstatter : stadtrat fustenberg. . 
Antrag: a) Aufhebung und eu estsetzung der Straßen- und Bau­

fluchtlinien der ' erftstraße zwischen der Kaiaer­
str. und dem ~llerbeker Mar kt. 

b) Aufhebung und Neufest se~zung der S~raßen- unQ ~au­
f luchtlinien der schönberger straße 

gem . dem in der Sitzung ausliegenden plan des Stadt­
planungsamtea vom 14. 5.1949 . . , 

Stadtrat ü s t e n b erg erläutert dan Antrag an Hand der 
schriftlichen Vorlage und weist besonders darauf hin, daß diese 
Eluchtlinienänderung als erste aßnahme zur städtebaulichen 
Neuordnung, auf dem Ostufer apgesehen werden kann . 

Beschluß: Nach ~l rag. 

8. Be~rifft: wertschaffende Arbeitslosenfürsorge - Maßnahme .Regen­
und Schmutzwasserkanalisation Krummbogen/Hollunder­
busch. - Drs. 489 -

Berichterstatter: Stadtrat Schatz. 
Antrag: 1. Der Durchführung der Maßnahme "Regen- und Schmutz­

wasser.kanalisation Krummbogen/Hol1underbuch" unter 
der Bedingung, daß die Gesamtkosten von 61 .000 D 
in den Nachtragshaushaltsplan einbezogen werden, 
wird grundsätzlich zugestÜMüt . 

2. Die Aufnahme folgender Darlehen wird gehehmigt: 
Grund förde rung 12.100 DM 
verstärkte Förderung 36.700 DM 

insgesamt 48.800 DM 
zu folgenden Bedingungen: 
Grundförderung 
Zins?n 4 % p.a. ab 1.1.1952, Tilgung in 15 Jahren, 

Verstärkte Förderung 
zinslos, Tilgung In 15 Jahren. 

Die Zins~ und Tilgungsraten sind halbjährlioh nach­
träglich, erstmalig sm 1.7.1952 fällig. Daneben wird 
ein Verwaltungskostenbeitrag von V4 % p.s. für den 
ungetilgten Darlehensteil erhoben. 

Beschluß., Nach Antrag. _ 
- 4 -
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9. Betrifft: Grundförderung und verstärkte Förderung für Bauvor- . 
haben der wertschaff enden Arbeitslosenfürsorge.-Drs.490-

Berichterstatter: Stadtrat schatz. 
Antra&: a) Die Aufnahme folgende!' Darlehen wird genehmigt : 

-
Maßnahme Grundförderung verstärkte 

Förder~g 
DM 

Insgesamt 

1. Herstellung der Zu­
fahrtsstr . von der 
Preetzer eh. nach den 
Siealungen ~lmschen-

DM 

hagen-Nord u.-Süd 7.000 
2. Ausbau der Wohnstr. 

Krummb ogen/Hollunder-
busch 7.000 

14.000 ' 

DM 

1~.000 

7.800 14.800 

14.800 28.800 
==================== ======================== 

b) Genehmigung folgender Darlehnsbedingungen: 

-

zu 1) 4 % Zinsen, 15 Jahre Ti16~ ' einschl. 5 zins­
und tilgungsf reier Jahre, daneben wird ein Ver" 
waltungskostenbeitrag von V4 % p.a. fur den 
ungetilgten Darlehnsteil erhoben. 

zu 2) unverzinslich, 15 Jahre ~~lgung . 

stadtrat H art man n ist der Ansicht~ daß die Zinsen zu 
hoch sind und bedauert, Q.aß· so lche hohen :~ansen gezahl t, wer en 
müssen. ' 
o b erb Ü r ger m eis t e r erklärt dazu , daß es keine 
gesetzlichen orschriften gibt, die den Geldgeber veranlass 
den Zinssatz zu senken. 

Beschluß: Hach Antrag. 

10. Betrifft: Btirgschaftsübernahme für die Vereinigt e Großkraftwerke 
schleswig-Ho1stein GmbH., Rendsburg. - Drs. 491 -

Berichterstatter: Stadtrat Schatz . 
An~rag: ubernähme der Bürgschaft für den Teilbetrag von 

202.700 DM eines von der provinzial-Lebens -, Unfall-, 
und Haftp f 1ichtversicherungsanstalt Kiel an die Ver­
einigten Großkraftwerke'schleswig-Holstein GmbH., 
Rend sburg zu gewäh.cenden DarJ.e hns von insgesamt 
500.000 DM . 

BeschlRß: Nach Antrag. 

Betrifft: ttbernahme der Bürgschaft fUr ein Darlehen der Landes ­
bank in Höhe von 120.000,- D an die Trümmerverwertungs~ 

, gesellschaf~ ~bH . Klel . - Drs . 494 -
Berichterstatter: stadtrat Schatz. 
Antrag: t übernähme einer Bürgschaft I'ür den Betrag von 120.000 V!4 

eines an die Trtimmerverwertungsgese11schaft mbH. Kiel 
von ler Landesbank schleswig- olstein zu gewährenden 
Darlehens. 

- 5 -



- 5 -

Bürgermeister Dr . J e s c h k e erklärt, daß die in der egxün­
dung der Vorlage aufgeführten Angaben der DDU-Fraktion für die 
Beurteilung der Angelegenheit nichL ausreichend waren. sprecher 
ha~ deshalb näheren Einblick in den Betrieb der~esellschaft 
genommen. Das Betonsteinwerk arbeitet zur Zeit in zwei schich­
ten. Vom Standpunkt der Rentabilität rollte diese ~beitsweise 
beibehalten werden. 's empfiehlt sich, die Bürgschaft für den 
~edit zu übernehmen, zumal es sich hier nur um einen Zwischen­
kredit handelt. 
Die CDU wird dem Antrag unter der Voraussetzung zustimmen, daß 
einem Mitglied der Fraktion die Möglichkeit gegeben wird, in 
den Betrieb und in die Geschäftsführung der Gesellschaft laufend 
Einblick zu nehmen. 
o b erb ü r ger m eis e r erklärt dazu, daß Betrieb 
und Geschäftsführung zu jeder zeit eingesehen werden können und 
weist darauf hin, daß die Ren~abili ~ät der Gesellschaft in lt'ra­
ge gestellt ist, wenn dem Antrag nicht entsprochen wird . 

Beschluß: Nach Antrag. 

12. Betrifft: rhöhungdes Stammkapitals der Kieler ohnungsbaugesell­
schaft mbH . - Drs. 552 -

Bexichterstatter: Ratsherr wegener 
Antrag: 1. Die Beteiligung an der Kieler ' ohnungsbaugeuellschaft 

mbH. ist um 1.000 000 D~ zu erhöhen, unter der ßedin­
gUItg, daß die Mi t t;el nur im b..inverr:e hmen Ini t der stadt 
'iel nach ,aBgabe ihrer finanziellen öglic~keiten 

ab erufen werden. 
2. Die littel sind in den Nachtragshaushaltsplan einzu­

bezienen. 
3. Die Ausgabe ist wie folgt zu decken: 

a) Durch -Umwandlung von Darlehensforderungen 
der Stadt an die xieler \ ohuung sbaugese11-
schaft ~bH . in Höhe von 547.750 D 

b) Durch 'bere ignung geeigneter Bau­
grundstücke , notf 11s durch Auf­
nahme eines langfristi en Dar-
lehens 452 . 250 DM 

1 . 000 . 000 D . 
=============== 

Ratsherr e gen e r erlüutert an dand der schriftlichen 
Vorlage und weisL darau! hin, daß die Erhöhung des tammkapiLals 
notwendig ist , um größere Baunufträge durchführen zu körulen . 
Für den ~ohnungsmarkt ist besonders die Tatsache von Bedeutung , 
daß die mit diesen Mi~teln erbauten Wohnungen nicht zweckge­
bunden sind und so~i t durch das .Vohnungsamt vergeben werden 
können . 
Stadtrat S c hat z als Geschäftsführer der .VBG beteiligt 
sich weder an der Beratung noch an der neschlußfassung ., 

Beschluß: Nach Antrag . Stadtrat schatz 'als Geschäftsführer der 
KVBG. enthält sich der stimme. Eine weitere stimment­
haltung . 

13 . - - 6 -
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13. Betrifft: Aufräu~ungsarbeiten als Demontagefolgen zur Ge innung 
von Industriegelände auf den ~erftgebieten des Ostufers 
im Rahmen der wertschaffenden Arbeitslosenfürsorge . 
- Drs . 540 -

Berichterstatter: Stadtrat Schatz. . 
Antrag: 1. Grundsätzlbfue Zustimmung zur Durchführung ,der für die 

Ansiedlung neuer Industrien auf den freigegebenen 
strecken des Ostufers erf orderlichen Aufräumungs ­
arbei "en im nahmen J er wertschafJ.'enden A,rbei tslosen-
fürsorge . ' 

2 . Vorsorgliche Genehmigung zur ufnahme des vom Arbeits­
amt als Grund:förderung bewilli ten Darlehens von 
237 . 000 D bei einem Zinssatz von 4 /0 pa.., zuzüg­
lich J.:1I4 ~~ VerwaltungsKostenbeitrag mit einer 
Laufzeit von 15 Jahren unter Einschaltung zweier 
zins- und tilgungsfreier J ahre . 

3 . Das Darlehen ist in die ahht:t'agshaushaltssa"tzung 
einzubeziehRIl . 

Beschluß: Nach Antrag . 

14. Betrifft: ie~erholungswahl im 'VatilbezirK ~~ - Ho ltenau.- rs . 541-
Ber :u.m"Le.rstat ter: Oberbürgermeis ter. 
Antrag: zustimmung , daß die Wiederholungswahl im Wahlbezirk 22 

(Holtenau) als gülti angesehen is t . insprüche sind 
bis zum Ablauf der gesetzlich vorgeschriebenen Frist 
nicht erhoben worden . 
Gewählt wurde der CDU":Kan<iidat Ratsherr Hermann Sager . 

Beschluß: Nach Antrag 

1). Betrirrt : Umbesetzung von Ausschü&sen . - Drs . 543 -
Berichterstatter : Oberbürgermeister. 
Antrag:- Zustimmung zur vorgeschlagenen umbesetzung: 

5) Hcuptausschuß für soziale Ver waltung und 
FltiOHtlingsfragen 

ausgeschieden: 
Ratsherr Paul stech, Kiel, 
Alte LUb.Chaussee 16 SPD) v 

5b) Flüchtlingsalsschuß 

ausgeschieden: 
Ratsherr Paul Stecht Kiel , 
Alte Lüb.Chaussee Ib (SPD) 

neu: 
Herr Hans Thadday , iel-Frlort, 
Grüffkamp 16b (S D) ~ 

! 

Herr Hans I haäday, Kiel -Fr 'ort, 
Grüffkamp 16b S D) J 

8c) Schlichtungsstelle für ohnungsangelegenheiten 

ausgeschieden: 
J 

Ratsherr paul Ste'ch, Kiel , 
Alte Lüb.Chaussee 16 \SPD ) v 

neu: 
Herr Hans Thadday , Kiel - Fr 'or t , 
Grüffltamp 1& b (SPD) .1 

- '7 -



I 

7 1" 

5 d Beirat für riegsbeschä'digte und ;criegs ­
hinterbliebene 

ausge schieden: neu : 
Ratsherr paul stehh , Kiel, 
Alte Lüb.Chaussee 16 (S D) 

Ratsherr Anton üller, llerbek , 
Hagener Str. 61 (SPD) J 

5 b Flüchtlingsausschuß . Flüchtlingsvertreter: 
ausgeschieden: ~ 

Hans ThaddaJ, Kiel-Fr I ort, Erich Gneise, Kiel-Fr'ort, 
Grüffkamp ~6b ( PD ) ' Barackenkolonie ( SPD) 

Soforthilfe-Ausschuß I 
ausgeschieden: neu: -Joachim Steffen,iel , 

Steinstr . 4 (SPD) ~ 
' Grete Boger , Kiel, Schweffel­
straße 17 (SPD) 

soforthilfe-Ausschuß 11 

ausgeschieden: neu: 
~illi Engel , iel, Virchow-
straße 16 (S D) ) , 

Frieda Dräger, i el, Düvelsbeker 
eg 31 (SPD) ... 

Beschluß: In die Schlicht ungsstelle für .ohnungsangelegenheiten 
wird an stelle von Ratsherrn Thadday der Ratsherr Hermann 
arthJgewählt. Im übrigen: Nach Antrag. Außerdem wird in . 

den Haupt aus schuß für städtische etriebe an stelle des 
bürgerlichen Mitglieds Redlien. Herr Heinrich Knörze~ ge­
wählt 

1 • Betrifft: Übernahme der technischen Durchiührung des Lopnabzugs 
für eine Erwerbslosenbespeisun ' durch den Deutschen Ge­
werkschaftsbund . - Drs . 502 -

Berichterstatter: Stadtrat Hartmann . 
Antrag: Der Antrag des Gesamtbetriebsrates, den Lohnabzug . 

für die Erwerbslosenbespeisung des Deutschen Gewerk­
schaftsbundes durch alie städt. Behal ts- und Lohn­
buchhaltung vorn~hmen z~ lassen, wir d abgelehnt. 

Stadtrat . H art man n wer det sich gegen die Ausführungen 
in der VZ. vom 13. 9 .1949 , die unter der "berschr ift "Herr 
Hartmann lehnt ab"berichtet hatte, daß er im personalaUSSChuß 
Einspruch dagegen erhoben habe, daß der Lohnabzug durchgeführt 
wird. sprecher bezeichnet diese Ausführungen, die zu falschen 
SChlüssen Anlaß geben könnten, als eins·ei tig dargestellt und I 
stell t !'est, daß die Zei tung einer irrtümlichen Berichterstattung 
zum Opfer gefallen ist. Lan könnte es der VZ nicht verübeln, r 
wenn sie diesen Artikel gebracht hat, denn auf der Jagd nach 
Neuigkeiten bringt ein Journalist alles, was er irgendwie be­
kommen kann. Vortragender verurteilt jedoch den "falschen Zun­
genschlag", der aus dem Kreise der anwesenden Ratsherren heraus 
eine falsche~ehauptung . weitergegeben hat und dem man- mit Hilfe 
der Stadtführung das Handwerk legen sollte. 
Stadtrat Hartmann erläutert sodann anhand der iederschriften 
der Personalaussohußsitzungen seine Hal~g in dieser Angelegen­
heit. Danach hat er am 6 .7.1949 im Aussohuß zun~chst gefragt, 
ob durch den Lohnabzug eine personelle Mehrbelastung eintritt 
bzw., ob gesetzliche Vorschriften einem solchen Abuug der Spen­
de vom Lohn entgegenstehen. Es ist daraufhin festgestellt wor­
den, daß 
a) eine Fersonelle Mehrbelastung entsteht und 
b) gesetzliche Vorschriften nicht im ~ ege stehen. Der - 8 -



Der Personalausschuß hat danach am 20 .7.1949 dem Antrag der 
Gewerkschaften entsprochen und den Lohnabzug beschlossen mit 
dem vorbehalt, daß die Angelegenheit nochmals im personalaus­
schuß behandelt werden sollte, wenn sich im Laufe der Zeit 
herausstellt, daß ~iese Arbeiten zu einer erhebliche~ ehrbe­
lastung des Personals f ühren. Am 27 . '( .1949 ist die Angelegen­
heit dann erneut im Personalausschuß behandelt worden, nach­
dem bekannt geworden war , daß es sich nicht um ein allgemeines 
Hilfswerk handelt, sondern daß die Bespeisung nur für Gewerk­
schaftsmitglieder gewährt werden sollte, wie es auch vom Be ­
triebsratsvorsitzenden Häusler bestätigt worden sei. Der Be­
schluß des personalausschusses v~m 20.7 . ist daraufhin wider­
rufen worden . 
sprecher wendet sich gegen die Ansicht, dal3 er generell gegen 
die Erwerbslosenbespeisung sei. Da die Gewerkschaften eine 
private Vereinigung s~nd, bestand keine Veranlassung , . für sie 
Verwaltungsarbeit zu leisten, solange die Gewerkschaften nur 
ihre ~itglieder bespeisen, die erwerbslos sind. Wenn alle Er ­
werbslosen, die hungrig sind, bespeist werden, hät e der Jer­
sonalausschuß dem Antrag der Gewerkschaften vorbehaltlos zuge­
stimmt. Die Maßnahme , wie sie jetzt von den Gewerkschaften 
vorgesehen ist, kann Vorttagender nicht als soziale Tat ansehen. 

enn die Gewerkschaften bereit sind, aus den aufkommenden Mit ­
teln alle Erwerbslosen zu bespeisen, würde S recher dem Antrag, 
den Lohnabzug vorzunehmen, zustimmen. . , o b erb ü r ger m eis t e r erklärt zu der Ansicht von 
Stadtrat Hartmann, die falsche Berichterstattun an die Zei ung 
sei aus ~em Kreise der anwesenden atsherren gekommen, daß sich 
dieser Kreis doch nur auf die itglieder des personalausschusses 
beschränken könne. Alle Mitglieder des Personalausschusses , die 
an den fraglichen Sitzungen teilgenommen haben, haben inzwische~ 
durch ihre Unterschrift bestätigt, daß sie weder der zeitung 
noch einem sonstigen Dritten gegenübßr eine Erklärung über die 
Haltung von Stadtrat Hart~ann abgegeben haben. Es wird schwer 
sein, uenjenigen zu finden , der die Indiskretion begangen hat. 

I 

Ratsherr S t ade führt ~us, daß alle diejenigen, die für die 
Bespeisung gespendet haben, interessiert waren , warum die Stadt 
Kiel den Lohnabzug nicht durchführt. Im ai war von den Betriebs­
räten und Gewerkschaften beschlossen worden , eine ßespeisung 
der rwerbslosen durchzuführen. Diß Bet~iebsleiter waren gebeten 
worden, den Abzug der Spende vom Lohn vorzunehmen, um Sammlun­
gen in den Betrieben zu vermeiden und um ein besseres Abrechnungs­
verfahren zu haben. Kein Kie~er Betriebsleiter hat ein~ derar­
tige Haltung gezeigt , wie Stadtrat Hart mann , der die Angelegen­
heit bis heute verschleppt hätte. Es war zunächst vorgesehen, nur 
erwerbslose Gewerkschaftsmitglieder ~u bespeisen, zumal Jie be­
schränkten Mittel und die für die Essenausgabe zur Verfügung 
stenehden Räume eine Ausdehnung auf alle Erwerbslose nicht zu­
ließen. um diesen Standpunkt zu rechtfertigen, weist Sprecher 
darauf hin, daß die Gewerkschaft~n in Kiel rd. 55 .000 itglieder 
haben. Alme ~beitnehmer, auch die Rentner , hatten die öglich­
keit , Mitglied der 'Gewerkschaft zu werden. enn jedoch nicht 
organisierte Erwerbslose um ein ittagessen nachgesucht haben, 
so ist ihnen dies .in keinem Fall verwehrt worden. Dies wird 
auch künftig so sein, vorausgese~z~, daß die ittel aUßr~ichen. 
Stadtrat H art man n erklärt sich unter der Voraussetzung, 
daß die Gewerkschaften niemanden abweisen, der hungrig zu ihnen 
kommt, damit einverstanden, aß die spende om Lohn abgezogen 
wird. Ratsherr 

- 9 -



- 9 -

. 
Ratsherr S t ade erwidert, daß niemand von der Bespeisung aus­
geschlossen wird, der öle Voraussetzungen dafür erfüllt, nämlich 
Erwerbsloser oder Rentner zu sein. 
Stadtrat H ~ r t man n weist den Vorwurf des Ratsherrn Stade 
zurück, daßJaie Angelegenheit verschleppt hätte. In drei Wochen 
hätte der Personalausschuß drei Beschlüsse gefaßt. Wenn seit dem 
leLzten Beschlu~ die Sache nichL vorangegangen ist, d~ habe es 
daran gelegen, daß der oberbürgermei ster den Beschluß des personal­
ausschusses nicht genehmigt hat. 
o b erb ü r ger m eis t e r erklärt, daß er einem Vorwurf, 
er hätte die Angelegenheit verschletppt, widersprechen müsse. Erst 
als der Persohalausschuß bescülossen hatte, den Lohnabzug nicht 
vornhhmen zu lassen, hat er diesen Beschluß angehalten und die 
Angelegenheit wegen ihrer grundsätzlichen Bedeutung an die Kämmerei 
weitergeleitet. ie Kämmerei hat dann den Lohnabzug beschlossen. 
Danach hat wiederum Stadtrat Hartmann den Be schluß der Kämmere i be­
anst81det und nach § 11 der Verfassung der Stadt Kiel einen Be­
sqhluß der Stadtvertretung beantragt. Oberbürgermeister 1s uer An­
sicht, daß Stadtrat. Hartmann aus dem 11 der Verfassung nicht das 
Recht herleiten könne, über· jede APge legenheit einen Beschluß der 
Stadtvertretung zu fordern . lenn ein von der Stadtver:tretung e in­
gesetzter Ausschuß, ~ie es die Kämmerei ist, über eine Angelegen­
heit, die in seiner Zuständigkeit liegt, endgültig beschließt, 
gebe es keine gesetzliche Handhabe , danach noch die Entscheidlng 
der Stadtvertretung ahzurufen. In diesem Fall bestand jedoch keine 
Veranlassung, daß die ~tadtvertretung sich nicht · m~t der Angelegen-
heit befaßt. l 

Stadtrat H art man n erklärt, daß seiner Auffassung nach 
die Stadtvertretung !·ür jede Gemeindeangelegenheit in letzter In­
stanz zuständig sei. 
Stadtrat S c hub e r t stimmt dem Lohnabzug zu, nachdem von 
Ratsherrn Stade als Gewerkschaftsvertreter erklärt worden ist, daß 
Erwerbslose, die nicht der GewerkSChaft angehören, von der Be ­
speisung nicht ausgeschlosse~ werden. Sprecher ist der Anacht, daß 
die Angelegenheit durch den ablehnenden Beschluß des personalaus­
schusses nicht verschleppt worden ist, denn es bestand q.ie Möglich­
keit, die spenden durch sammlungen einzubringen . Gegen eine solche 
Maßnahme hat sich der personalausschuß nicht ausgesprochen. 
Ratshe~!'r S t ade als Vertreter der Gewerkschaften erklärt ab­
schließend nochmals, daß im Rahmen der zur Ver~ügung stehenden 
Mittel die Bespwisung auf alle Erwerbslose ohne Rücksicht darauf, 
ob sie der Gewerkschaft angehören, ,ausgedehnt werden soll. 
Beschluß: Der Antrag des Gesamtbetriebsrates, den Lohnabzug für die 

Erwerbslosenbespeisung des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
durch die städtische Gehalts- und Lohnbuchhaltung vorneh­
men zu las n, wird genehmigt . Eine stimmen al tung. 



S t a d t K i e 1 
- Hauptamt -
A 2 K/schm . 

Kiel, den". septembe r 1949 

1 . Auszüge aus der Niederschrift über die nichtöffentliche Sitzung 
der Stadtvertretung vom 22 . 9 . 1949 erhal ten: 
Von Punkt 1) der 'rages or~nung: Nämmereiverwaltung zur Kts .und wei~eren 

Vernnlassung 
" 

" 

" 

" 

" 

I!' , 2)" " a) Grundstücksamt zur Kenntnis und 
weiteren VeranJa sSurlo . 

" 3) bis 9) 

It 10) " 

" 11) " 

" 12) bis 50) 

fI 

" 

" 

b ) Kämmereiverwal tung zur Kenntnis . 
a) Hoc~bauamt zur Kenntnis und weiteren 

Ver u.nla s sung 
b
a

) Kämmereiverwaltung zur Kenntn:is 
) 'riefbauamt z . Kts . u . wei t . Veranlassung 

b) Kämmereiverwaltung zur Kenntnis 

b
a ) Hochbauamt z . Kts . u .weit .Veranl . 

) Kämmereiverwaltung zur Kenntnis 
a) Gzunds ücksamt zur Kenntnis um 

weiteren VeranJa ssung , 
b) Kämmere~verwaltung zur Kenntnis . 



S t a d t K i e 1 
- Hauptam:t -

A ~ h./schm . 
Kiel, Jen 4. ::, c: pr.ew.be r 1~,+9 

1 . Auszpge aus der Niederschrift über die Sitzung der Stadtvertretung 
vom 22 . 9.1949 erhalten: . 
Von PunkL 1) der agesordnmng: ba ) Hatsamt zur Kenntnis 

) CDU-Fraktion zur Kenntnis 

d
c ) SlJD- Fr aktion zur Kenntnis 

) Hauptamt zur Kennt ais und 
W:i1eren ·v eranlas sung. 

Von uen geschäftlichen Mitteilungen: 4x das Hauptamt zur Kenntnis . 
Von punkt 2) der Tagesordnung : Hauptamt zur Kenntnis und weiteren 

Veranlassung 
11 " 
I1 " 

" " 
11 " 

" " 

" " 

" " 

" " 

2 . z. . Ao 

3) und 4) 

5·) bis 7) 
" 
" 

8) bis 10) 11 

11) " 

12) und 15) " 

14 ) " " 

15) 11 " 

16) 11 " 

" 
stadtplanungsamt zur Kenntnis und 
weiteren Ver ..... n1a ... sUlJ6. 

ämmereiverwaltung zur eniltnis und 
we~teren Ve r anlassung . 
. ) Gr~astücksamt , zur Kenntnis und 

weiteren Veranlassung , 
b) ärnmerei ver al tung zur enr.renis . 
Kämmereiverwaltung zur Kenntnis und 
weiteren Veranlassung . 
a ) Ratsamt zur Kenntnis 
b) Statistisches und wahl amt zur 

Kts . und weiteren eranlassung . 
a) Fürsorgeamt zur Kenntnis und 

weiteren Ve!anlas sung 
b
c

) wohnungsamt zur Kenntnis 
) Hauptamt zur Kenntnis und weite ­

ren Veranlassung . 
Personalamt zur Kenntnis und ,wei t e ­
ren Veranlassung . 
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Stadtvertretungs vom: 

- - -
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